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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/353 DES RATES 

vom 10. März 2016 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 

untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts 
von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen (1), insbesondere auf Artikel 14 Absätze 1 und 3, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 17. März 2014 die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 angenommen. 

(2)  Der Rat hat die einzelnen Einträge überprüft. Der Anhang sollte geändert werden und die Einträge zu drei 
verstorbenen Personen sollten gelöscht werden. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
K.H.D.M. DIJKHOFF  
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ANHANG 

I.  Folgende Personen werden von der Liste im Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 gestrichen: 

PERSONEN 

7. Yuriy Gennadyevich ZHEREBTSOV 

41. Igor Dmitrievich SERGUN 

133. Pavel DREMOV   

II.  Die Einträge zu folgenden Personen und Organisationen im Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 erhalten 
folgende Fassung: 

LISTE DER PERSONEN  

Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Sergey Valeryevich 
AKSYONOV, 

Sergei Valerievich 
AKSENOV (Сергей 
Валерьевич AKCëHOB), 

Serhiy Valeriyovych 
AKSYONOV (Сергiй 
Валерiйович Аксьонов) 

Geburtsdatum: 
26.11.1972 

Geburtsort: Beltsy 
(Bălți), jetzt Republik 
Moldau 

Aksyonov wurde am 27. Februar 
2014 in Anwesenheit prorussischer 
Bewaffneter im Obersten Rat der Krim 
zum „Ministerpräsidenten der Krim“ 
gewählt. Seine „Wahl“ wurde am 
1. März 2014 vom amtierenden ukra­
inischen Präsidenten Oleksandr Tur­
chynov als verfassungswidrig erklärt. 
Er ist aktiv für das „Referendum“ vom 
16. März 2014 eingetreten und war ei­
ner der Mitunterzeichner des „Vertrags 
vom 18. März 2014 über den Beitritt 
der Krim zur Russischen Föderation“. 
Am 9. April 2014 wurde er von Präsi­
dent Putin zum amtierenden „Staats­
oberhaupt“ der sogenannten „Republik 
Krim“ ernannt. Am 9. Oktober 2014 
wurde er formal zum „Staatsober­
haupt“ der sogenannten „Republik 
Krim“ gewählt. Aksyonov verfügte im 
Anschluss daran, dass das Amt des 
„Staatsoberhaupts“ mit dem des „Mi­
nisterpräsidenten“ vereint wird. 

Mitglied des russischen Staatsrates. 

17.3.2014 

2. Vladimir Andreevich 
KONSTANTINOV 
(Владимир Андреевич 
Константинов) 

Geburtsdatum: 
19.11.1956 

Geburtsort: 
Vladimirovka (alias 
Vladimirovca), Region 
Slobozia, Moldauische 
SSR (jetzt Republik 
Moldau) oder Bogomol, 
Moldauische SSR 

Als Vorsitzender des Obersten Rates 
der Autonomen Republik Krim hat 
Konstantinov eine wichtige Rolle bei 
den Beschlüssen des Obersten Rates 
hinsichtlich des „Referendums“ gegen 
die territoriale Unversehrtheit der 
Ukraine gespielt und Wähler aufgefor­
dert, für die Unabhängigkeit der Krim 
zu stimmen. Er war einer der Mitun­
terzeichner des „Vertrags vom 
18. März 2014 über den Beitritt der 
Krim zur Russischen Föderation“. 

Seit dem 17. März 2014 ist er „Vorsit­
zender“ des „Staatsrats“ der sogenann­
ten „Republik Krim“. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

3. Rustam Ilmirovich 
TEMIRGALIEV (Рустам 
Ильмирович 
Темиргалиев) 

Geburtsdatum: 
15.8.1976 

Geburtsort: Ulan-Ude, 
Buryat ASSR (Russische 
SFSR) 

Als ehemaliger Stellvertretender Minis­
ter der Krim hat Temirgaliev eine wich­
tige Rolle bei den Beschlüssen des 
Obersten Rates hinsichtlich des „Refe­
rendums“ gegen die territoriale Unver­
sehrtheit der Ukraine gespielt. Er hat 
aktiv für die Integration der Krim in 
die Russischen Föderation geworben. 

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des 
„Ersten Stellvertretenden Ministerpräsi­
denten“ der sogenannten „Republik 
Krim“ zurückgetreten. 

17.3.2014 

5. Aleksei Mikhailovich 
CHALIY (Алексей 
Михайлович Чалый) 

Geburtsdatum: 
13.6.1961 

Geburtsort: Moskau 
oder Sewastopol 

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch 
Volksakklamation „Volksbürgermeister 
von Sewastopol“ geworden und hat 
diese „Wahl“ angenommen. Er ist aktiv 
dafür eingetreten, dass Sewastopol 
nach dem Referendum vom 16. März 
2014 eine gesonderte Einheit der Rus­
sischen Föderation wird. Er war einer 
der Mitunterzeichner des „Vertrags 
vom 18. März 2014 über den Beitritt 
der Krim zur Russischen Föderation“. 
Er war vom 1. bis 14. April 2014 am­
tierender „Gouverneur“ von Sewasto­
pol und ist ein ehemaliger „gewählter“ 
Vorsitzender der gesetzgebenden Ver­
sammlung der Stadt Sewastopol. 

17.3.2014 

6. Pyotr Anatoliyovych 
Zima (Пётр Анатольевич 
Зима) 

Geburtsdatum: 
29.3.1965 

Zima ist am 3. März 2014 von „Minis­
terpräsident“ Aksyonov zum neuen 
Leiter des Sicherheitsdienstes der Krim 
(SBU) ernannt worden und hat diese 
Ernennung angenommen. Er hat dem 
russischen Geheimdienst (SBU) ein­
schlägige Informationen einschließlich 
einer Datenbank zur Verfügung ge­
stellt. Dazu gehörten Informationen zu 
Euromaidan-Aktivisten und Menschen­
rechtsverteidigern der Krim. Er hat 
eine wichtige Rolle dabei gespielt, den 
Behörden der Ukraine die Kontrolle 
über das Gebiet der Krim zu entziehen. 
Am 11. März 2014 wurde von ehema­
ligen SBU-Offizieren der Krim die Bil­
dung eines unabhängigen Sicherheits­
dienstes der Krim verkündet. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

8. Sergey Pavlovych 
TSEKOV (Сергей 
Павлович Цеков) 

Geburtsdatum: 
29.9.1953 oder 
23.9.1953 oder 
28.9.1953 

Geburtsort: Simferopol 

Als stellvertretender Vorsitzender des 
Obersten Rates der Krim hat Tsekov 
zusammen mit Sergey Aksyonov die 
unrechtmäßige Entlassung der Regie­
rung der Autonomen Republik Krim 
eingeleitet. Er hat Vladimir Konstanti­
nov in dieses Vorhaben hineingezogen, 
indem er ihm mit Entlassung drohte. 
Er hat öffentlich eingeräumt, dass die 
Parlamentsmitglieder der Krim die Ini­
tiatoren der Einladung an russische 
Soldaten waren, den Obersten Rat der 
Krim zu besetzen. Er war eine der ers­
ten Persönlichkeiten der Krim, die 
öffentlich die Annexion der Krim an 
Russland gefordert haben. 

Mitglied im Föderationsrat der Russi­
schen Föderation für die sogenannte 
„Republik Krim“. 

17.3.2014 

9. Ozerov, Viktor 
Alekseevich (Виктор 
Алексеевич Озеров) 

Geburtsdatum: 
5.1.1958 

Geburtsort: Abakan, 
Khakassia 

Vorsitzender des Sicherheits- und Ver­
teidigungsausschusses des Föderations­
rates der Russischen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Ozerov im Na­
men des Sicherheits- und Verteidi­
gungsausschusses des Föderationsrates 
der Russischen Föderation im Födera­
tionsrat die Entsendung russischer 
Streitkräfte in die Ukraine öffentlich 
befürwortet. 

17.3.2014 

11. Klishas, Andrei 
Aleksandrovich (Андрей 
Александрович Клишас) 

Geburtsdatum: 
9.11.1972 

Geburtsort: Swerdlowsk 

Vorsitzender des Ausschusses für Ver­
fassungsrecht des Föderationsrates der 
Russischen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Klishas im Fö­
derationsrat die Entsendung russischer 
Streitkräfte in die Ukraine öffentlich 
befürwortet. In öffentlichen Erklärun­
gen hat Klishas versucht, eine russische 
Militärintervention in der Ukraine zu 
rechtfertigen, indem er behauptet hat, 
dass „der ukrainische Präsident den 
Appell der Behörden der Krim an den 
Präsidenten der Russischen Föderation, 
eine allumfassende Unterstützung zur 
Verteidigung der Bürger der Krim zu 
entsenden, unterstützt“. 

17.3.2014 

14. TOTOONOV, Aleksandr 
Borisovich (Александр 
Борисович Тотоонов) 

Geburtsdatum: 
3.4.1957 

Geburtsort: 
Ordzhonikidze, 
Nordossetien 

Mitglied des Ausschusses für interna­
tionale Angelegenheiten des Födera­
tionsrates der Russischen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Totoonov im 
Föderationsrat die Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine öffent­
lich befürwortet. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

15. PANTELEEV, Oleg 
Evgenevich (Олег 
Евгеньевич Пантелеев) 

Geburtsdatum: 
21.7.1952 

Geburtsort: 
Zhitnikovskoe, Region 
Kurgan 

Ehemaliger erster stellvertretender Vor­
sitzender des Ausschusses für parla­
mentarische Angelegenheiten im Föde­
rationsrat. 

Am 1. März 2014 hat Panteleev im 
Föderationsrat die Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine öffent­
lich befürwortet. 

Gegenwärtig ist er erster stellvertreten­
der Gouverneur des Oblast Kurgan 
und Leiter der Regierungsdelegation 
des Oblast Kurgan bei der Regierung 
der Russischen Föderation. 

17.3.2014 

19. VITKO, Aleksandr 
Viktorovich (Александр 
Викторович Витко) 

Geburtsdatum: 
13.9.1961 

Geburtsort: Vitebsk 
(Belarussische SSR) 

Befehlshaber der Schwarzmeerflotte, 
Admiral. 

Kommandiert russische Streitkräfte, 
die souveränes Hoheitsgebiet der Ukra­
ine besetzt haben. 

17.3.2014 

33. Elena Borisovna 
MIZULINA (geb. 
DMITRIYEVA) (Елена 
Борисовна Мизулина 
(geb. Дмитриева) 

Geburtsdatum: 
9.12.1954 

Geburtsort: Bui, Region 
Kostroma 

Ehemalige Abgeordnete in der Staats­
duma. Urheberin und Mitträgerin der 
jüngsten Gesetzesvorschläge in Russ­
land, die es Regionen eines anderen 
Staates ermöglichen sollen, Russland 
ohne die vorherige Zustimmung der 
zentralen Behörden dieses Staates bei­
zutreten. 

Seit September 2015 Mitglied des Fö­
derationsrats der Region Omsk. 

21.3.2014 

36. Oleg Genrikhovich 
SAVELYEV (Олег 
Генрихович Савельев) 

Geburtsdatum: 
27.10.1965 

Geburtsort: Leningrad 

Ehemaliger Minister für Krim-Angele­
genheiten. Verantwortlich für die In­
tegration der annektierten Autonomen 
Republik Krim in die Russische Föde­
ration. 

Gegenwärtig stellvertretender Stabschef 
der russischen Regierung, verantwort­
lich für die Arbeitsorganisation der Re­
gierungskommission für die sozioöko­
nomische Entwicklung der sogenann­
ten „Republik Krim“. 

29.4.2014 

45. Andriy Yevgenovych 
PURGIN (Андрiй 
Eвгенович Пургiн), 

Andrei Evgenevich 
PURGIN (Андрей 
Евгеньевич Пургин) 

Geburtsdatum: 
26.1.1972 

Geburtsort: Donezk 

Nahm aktiv an separatistischen Aktio­
nen teil und organisierte sie, Koordina­
tor von Aktionen „russischer Touris­
ten“ in Donezk. Mitgründer der „Bür­
gerinitiative des Donezkbeckens für die 
Eurasische Union“. Bis 4. September 
2015 „Vorsitzender“ des „Volksrates 
der Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

46. Denys Volodymyrovych 
PUSHYLIN (Денис 
Володимирович 
Пушилiн), 

Denis Vladimirovich 
PUSHILIN (Денис 
Владимирович 
Пушилин) 

Geburtsdatum: 
9.5.1981 oder 9.5.1982 

Geburtsort: Makiivka 
(Oblast Donezk) 

Einer der Anführer der „Volksrepublik 
Donezk“. Beteiligt an der Einnahme 
und Besetzung der Regionalverwal­
tung. Aktiver Sprecher der Separatis­
ten. Bis 4. September 2015 sogenann­
ter „Stellvertretender Vorsitzender“ des 
„Volksrates“ der sogenannten „Volksre­
publik Donezk“. Seit dem 4. September 
2015 „Vorsitzender“ des „Volksrates 
der Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 

47. TSYPLAKOV Sergey 
Gennadevich (Цыплаков 
Сергей Геннадьевич) 

Geburtsdatum: 
1.5.1983 

Geburtsort: Khartsyzsk, 
Oblast Donezk 

Einer der Anführer der ideologisch ra­
dikalen Organisation der Volksmiliz 
des Donezkbeckens. War aktiv an der 
Einnahme einiger staatlicher Gebäude 
in der Region Donezk beteiligt. 

29.4.2014 

48. Igor Vsevolodovich 
GIRKIN (Игорь 
Всеволодович Гиркин) 
(alias Igor STRELKOV, 
Ihor STRIELKOV) 

Geburtsdatum: 
17.12.1970 

Geburtsort: Moskau 

Identifiziert als Mitarbeiter der Haupt­
verwaltung für Aufklärung beim Gene­
ralstab der Streitkräfte der Russischen 
Föderation (GRU). War an Zwischen­
fällen in Slawiansk beteiligt. Leiter der 
Bürgerbewegung „Novorossia“. Ehema­
liger „Verteidigungsminister“ der soge­
nannten „Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 

53. Oleg Grigorievich 
KOZYURA (Олег 
Григорьевич Козюра) 

Geburtsdatum: 
19.12.1962 

Geburtsort: Zaporozhye 

Ehemaliger Leiter des Amtes des föde­
ralen Migrationsdienstes für Sewasto­
pol. Verantwortlich für die systemati­
sche beschleunigte Ausstellung von 
russischen Pässen an die Einwohner 
Sewastopols. 

Gegenwärtig Assistent des Stadtratsab­
geordneten von Sewastopol Mikhail 
Chaluy. 

12.5.2014 

54. Viacheslav 
PONOMARIOV, 
Vyacheslav 
Volodymyrovich 
PONOMARYOV 
(В'ячеслав 
Володимирович 
Пономарьов), Viacheslav 
Vladimirovich 
PONOMAREV (Вячеслав 
Владимирович 
Пономарëв) 

Geburtsdatum: 
2.5.1965 

Geburtsort: Slaviansk 
(Oblast Donezk) 

Ehemaliger selbsternannter „Volksbür­
germeister“ von Slaviansk (bis 10. Juni 
2014). Appellierte an Vladimir Putin, 
russische Truppen zum Schutz der 
Stadt zu senden, und bat ihn später, 
Waffen zu liefern. Die Gefolgsleute 
von Ponomariov sind an Entführungen 
beteiligt (sie nahmen Irma Krat und 
den „Vice News“-Reporter Simon Ost­
rovsky gefangen, beide wurden später 
freigelassen, und sie hielten nach dem 
Wiener OSZE-Dokument eingesetzte 
Militärbeobachter gefangen). Unter­
stützt weiterhin aktiv die Handlungen 
und politischen Vorstellungen der Se­
paratisten. 

12.5.2014 
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57. Oleg TSARIOV, Oleh 
Anatoliyovych TSAROV 
(Олег Анатолтович 
Царьов), Oleg 
Anatolevich TSAREV 
(Олег Анатольевич 
Цаpëв) 

Geburtsdatum: 
2.6.1970 

Geburtsort: 
Dnipropetrowsk 

Ehemaliges Mitglied der Rada, sprach 
sich in dieser Eigenschaft öffentlich für 
die Schaffung der sogenannten „Föde­
rativen Republik Novorossiya“ aus, die 
sich aus südostukrainischen Regionen 
zusammensetzen soll. Unterstützt wei­
terhin aktiv die Handlungen oder poli­
tischen Vorstellungen der Separatisten. 
Ehemaliger „Vorsitzender“ des soge­
nannten „Parlaments der Union der 
Volksrepubliken“ („Parlament von No­
vorossiya“). 

12.5.2014 

62. Aleksandr Yurevich 
BORODAI (Александр 
Юрьевич Бородай) 

Geburtsdatum: 
25.7.1972 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger sogenannter „Ministerpräsi­
dent der Volksrepublik Donezk“ und 
in dieser Eigenschaft verantwortlich 
für separatistische „staatliche“ Aktivitä­
ten der sogenannten „Regierung der 
Volksrepublik Donezk“ (hat beispiels­
weise am 8. Juli 2014 erklärt: „Unser 
Militär führt eine Sonderoperation ge­
gen die ukrainischen ‚Faschisten‘ 
durch.“); Unterzeichner der Vereinba­
rung über die „Union Novorossiya“. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen oder politischen Vorstellungen 
der Separatisten; leitet die „Freiwilligen­
union des Donezk-Beckens“. 

12.7.2014 

64. Alexandr 
Aleksandrovich 
KALYUSSKY, (Александр 
Александрович 
Калюсский) 

Geburtsdatum: 
9.10.1975 

Ehemaliger sogenannter „De-facto- 
Stellvertretender Ministerpräsident für 
soziale Angelegenheiten der Volksrepu­
blik Donezk“. Verantwortlich für die 
separatistischen „staatlichen“ Aktivitä­
ten der sogenannten „Regierung der 
Volksrepublik Donezk“. 

12.7.2014 

65. Alexander KHRYAKOV, 
Aleksandr Vitalievich 
KHRYAKOV (Александр 
Витальевич Хряков), 
Oleksandr Vitaliyovych 
KHRYAKOV (Олександр 
ВiTалiйович Хряков) 

Geburtsdatum: 
6.11.1958 

Geburtsort: Donezk 

Ehemaliger sogenannter „Minister für 
Information und Massenkommunika­
tion der Volksrepublik Donezk“. Mit­
glied des sogenannten „Volksrats“ der 
„Volksrepublik Donezk“. Verantwort­
lich für die pro-separatistischen Propa­
gandaaktivitäten der sogenannten „Re­
gierung der ‚Volksrepublik Donezk‘“. 

12.7.2014 

71. Nikolay KOZITSYN 
(Николай Козицын) 

Geburtsdatum: 
20.6.1956 oder 
6.10.1956 

Geburtsort: Djerzjinsk, 
Region Donezk 

Befehlshaber der Kosaken-Armee. 

Kommandiert Separatisten, die in der 
Ostukraine gegen die Streitkräfte der 
ukrainischen Regierung kämpfen. 

12.7.2014 
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81. Alexander Nikolayevich 
TKACHYOV (Александр 
Николаевич Ткачëв) 

Geburtsdatum: 
23.12.1960 

Geburtsort: Vyselki, 
Region Krasnodar 

Ehemaliger Gouverneur des Kreises 
Krasnodar. 

Ihm wurde vom amtierenden Staats­
oberhaupt der Autonomen Republik 
Krim für die Unterstützung, die er bei 
der rechtwidrigen Annexion der Krim 
leistete, ein Orden „für die Befreiung 
der Krim“ verliehen. Bei dieser Gele­
genheit teilte das amtierende Staats­
oberhaupt der Autonomen Republik 
Krim mit, dass Tkachyov einer der ers­
ten gewesen sei, der seine Unterstüt­
zung für die neue Führung der Krim 
bekundet habe. 

Gegenwärtig Minister für Landwirt­
schaft der Russischen Föderation (seit 
dem 22. April 2015). 

25.7.2014 

83. Ekaterina Iurievna 
GUBAREVA (Екатерина 
Юрьевна Губарева), 

Katerina Yuriyovna 
GUBARIEVA (Катерина 
Юрiйовнa Губарева) 

Geburtsdatum: 
5.7.1983 oder 
10.3.1983 

Geburtsort: Kakhovka 
(Oblast Kherson) 

Ehemalige sogenannte „Ministerin für 
auswärtige Angelegenheiten“; in dieser 
Eigenschaft war sie für die Verteidi­
gung der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“ verantwortlich und hat so die 
territoriale Unversehrtheit, Souveräni­
tät und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben. Zudem wird ihr Bank­
konto genutzt, um illegale Separatis­
tengruppen zu finanzieren. Durch die 
Übernahme und Ausübung ihres Am­
tes hat sie Handlungen und Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen und politischen Vorstellungen 
der Separatisten. 

Mitglied des „Volksrats“ der sogenann­
ten „Volksrepublik Donezk“. 

25.7.2014 

98. Miroslav Vladimirovich 
RUDENKO (Мирослав 
Владимирович Руденко) 

Geburtsdatum: 
21.1.1983 

Geburtsort: Debalcevo 

Steht in Verbindung mit der „Volksmi­
liz des Donezkbeckens“. Er hat unter 
anderem erklärt, dass diese ihren 
Kampf im Rest des Landes fortsetzen 
wird. Damit hat Rudenko Handlungen 
und politische Maßnahmen unter­
stützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit 
der Ukraine untergraben. Sogenannter 
„Volksabgeordneter“ (Mitglied) im soge­
nannten „Volksrat der Volksrepublik 
Donezk“. 

12.9.2014 

99. Gennadiy Nikolaiovych 
TSYPKALOV, 

Gennadii Nikolaevich 
TSYPKALOV (Геннадий 
Николаевич Цыпкалов) 

Geburtsdatum: 
21.6.1973 

Geburtsort: Oblast 
Rostov (Russland) 

Nachfolger von Marat Bashirov als so­
genannter „Ministerpräsident“ der so­
genannten „Volksrepublik Lugansk“. 
Bis dahin war er in der „Armee des Sü­
dostens“ tätig. Tsypkalov hat daher 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 
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100. Andrey Yurevich 
PINCHUK (Андрей 
Юрьевич Пинчук) 

Mögliches Geburtsda­
tum: 27.12.1977 

Ehemaliger „Minister für Staatssicher­
heit“ der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“. Steht in Verbindung mit Vla­
dimir Antyufeyev, der für die separatis­
tischen „staatlichen“ Aktivitäten der so­
genannten „Regierung der Volksrepu­
blik Donezk“ verantwortlich ist. Er hat 
daher Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen oder politischen Vorstellungen 
der Separatisten. „Geschäftsführender 
Direktor“ der „Freiwilligenunion des 
Donezk-Beckens“. 

12.9.2014 

102. Andrei Nikolaevich 
RODKIN (Андрей 
Николаевич Родкин) 

Geburtsdatum: 
23.9.1976 

Geburtsort: Moskau 

Vertreter der sogenannten „Volksrepu­
blik Donezk“ in Moskau. In seinen 
Stellungnahmen erwähnte er unter an­
derem, dass die Milizen zu einem Gue­
rillakrieg bereit seien und dass sie Waf­
fensysteme der ukrainischen Streit­
kräfte beschlagnahmt hätten. Er hat 
daher Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

Einer der Anführer der „Freiwilligen­
union des Donezk-Beckens“. 

12.9.2014 

105. Mikhail Sergeyevich 
SHEREMET (Михаил 
Сергеевич Шеремет) 

Geburtsdatum: 
23.5.1971 

Geburtsort: Dzhankoy 

Sogenannter „Erster stellvertretender 
Ministerpräsident“ der Krim. Sheremet 
spielte eine Schlüsselrolle bei der Orga­
nisation und Durchführung des Refe­
rendums vom 16. März auf der Krim 
über die Vereinigung mit Russland. 
Zum Zeitpunkt des Referendums 
führte Sheremet Berichten zufolge die 
pro-russischen „Selbstverteidigungs­
kräfte“ auf der Krim an. Er hat daher 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 

116. Svetlana Sergeevna 
ZHUROVA (Светлана 
Сергеевна Журова) 

Geburtsdatum: 
7.1.1972 

Geburtsort: Pavlov an 
der Newa 

Erste stellvertretende Vorsitzende des 
Ausschusses der Staatsduma für 
auswärtige Angelegenheiten. Am 
20. März 2014 stimmte sie für den 
Entwurf des föderalen Verfassungsge­
setzes „über die Aufnahme der Repu­
blik Krim in die Russische Föderation 
und die Bildung neuer Föderationssub­
jekte innerhalb der Russischen Födera­
tion — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewasto­
pol“. 

12.9.2014 
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120. Serhiy KOZYAKOV (alias 
Sergey Kozyakov) 
(Сергей Козьяков) 

Geburtsdatum: 
29.9.1982 

Als ehemaliger „Leiter der zentralen 
Wahlkommission von Luhansk“ war er 
verantwortlich für die Organisation 
der sogenannten „Wahlen“ vom 2. No­
vember 2014 in der sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. Diese „Wah­
len“ verstoßen gegen ukrainisches 
Recht und sind daher unrechtmäßig. 
Im Oktober 2015 wurde er zum „Jus­
tizminister“ der sogenannten „Volksre­
publik Luhansk“ ernannt. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion und die Organisation 
der unrechtmäßigen „Wahlen“ hat er 
daher aktiv Handlungen und politische 
Maßnahmen unterstützt, die die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine un­
tergraben und die Ukraine weiter de­
stabilisieren. 

29.11.2014 

121. Oleg Konstantinovich 
AKIMOV (alias Oleh 
AKIMOV) (Олег 
Константинович 
Акимов) 

Geburtsdatum: 
15.9.1981 

Geburtsort: Lugansk 

Abgeordneter der „Wirtschaftsunion 
Lugansk“ im „Nationalrat“ der „Volksre­
publik Lugansk“. Kandidierte bei den 
sogenannten „Wahlen“ vom 2. Novem­
ber 2014 für das Amt des „Staatsober­
haupts“ der sogenannten „Volksrepu­
blik Lugansk“. Diese „Wahlen“ versto­
ßen gegen ukrainisches Recht und sind 
daher unrechtmäßig. Akimov ist seit 
2014 „Leiter“ des sogenannten „Ge­
werkschaftsbunds“ der „Volksrepublik 
Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion und die förmliche Teil­
nahme an den unrechtmäßigen „Wah­
len“ als Kandidat hat er somit aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 

126. Dmitry Aleksandrovich 
SEMYONOV, 

Dmitrii Aleksandrovich 
SEMENOV (Дмитрий 
Александрович Семенов) 

Geburtsdatum: 
3.2.1963 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger „Stellvertretender Minister­
präsident für Finanzen“ der sogenann­
ten „Volksrepublik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 
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127. Oleg BUGROV (Олег 
Бугров) 

Geburtsdatum: 
29.8.1969 

Ehemaliger „Verteidigungsminister“ der 
sogenannten „Volksrepublik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 

134. Alexey Yurevich 
MILCHAKOV alias Fritz, 
Serbian (Алексей 
Юрьевич МИЛЬЧАКОВ) 

Geburtsdatum: 
30.4.1991 oder 
30.1.1991 

Geburtsort: Sankt 
Petersburg 

Befehlshaber der „Rusich“-Einheit, ei­
ner bewaffneten Separatistengruppe, 
die in die Kämpfe in der Ostukraine 
verwickelt ist. 

In dieser Funktion hat er aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

135. Arseny Sergeevich 
PAVLOV (alias Motorola) 

(ApcéHий Сергеевич 
ПÁВЛОВ) (alias 
Моторoла) 

Geburtsdatum: 
2.2.1983 

Geburtsort: Ukhta, 
Komi 

Befehlshaber des „Sparta“-Bataillons, 
einer bewaffneten Separatistengruppe, 
die in die Kämpfe in der Ostukraine 
verwickelt ist. 

In dieser Funktion hat er aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

137. Eduard Aleksandrovich 
BASURIN (Эдуард 
Александрович Басурин) 

Geburtsdatum: 
27.6.1966 oder 
21.6.1966 

Geburtsort: Donezk 

Sogenannter „Stellvertretender Befehls­
haber“ des Verteidigungsministeriums 
der sogenannten „Volksrepublik Do­
nezk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

138. Alexandr Vasilievich 
SHUBIN (Александр 
Васильевич ШУБИН) 

Geburtsdatum: 
20.5.1972 oder 
30.5.1972 

Geburtsort: Luhansk 

Ehemaliger sogenannter „Justizminis­
ter“ der unrechtmäßigen sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. Seit Okto­
ber 2015 Vorsitzender der „zentralen 
Wahlkommission“ der sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 
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140. Sergey Yurevich 
IGNATOV (Сергей 
Юрьевич ИГНАТОВ) alias: 
KUZOVLEV  

Sogenannter Oberbefehlshaber der 
Volksmiliz der sogenannten „Volksre­
publik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

141. Ekaterina FILIPPOVA 
(Екатерина 
Владимировна 
ФИЛИППОВА) 

Geburtsdatum: 
20.11.1988 

Geburtsort: 
Krasnoarmëisk 

Ehemalige sogenannte „Justizministe­
rin“ der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat sie daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

143. Evgeny Vladimirovich 
MANUILOV (Евгений 
Владимирович 
Мануйлов) 

Geburtsdatum: 
5.1.1967 

Sogenannter „Minister für Einkommen 
und Steuern“ der sogenannten „Volks­
republik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

145. Olga BESEDINA (Ольга 
Игорева БЕСЕДИНА) 

Geburtsdatum: 
10.12.1976 

Ehemalige sogenannten „Ministerin für 
wirtschaftliche Entwicklung und Han­
del“ der sogenannten „Volksrepublik 
Luhansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat sie daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

148. Arkady Viktorovich 
BAKHIN (Аркадий 
Викторович Бахин) 

Geburtsdatum: 
8.5.1956 

Geburtsort: Kaunas, 
Litauen 

Ehemaliger erster stellvertretender Ver­
teidigungsminister (bis 17. November 
2015); war in dieser Funktion an der 
Unterstützung der Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine betei­
ligt. 

Gemäß der derzeitigen Struktur des 
russischen Verteidigungsministeriums 
ist er in dieser Funktion an der Gestal­
tung und der Umsetzung der Politik 
der russischen Regierung beteiligt. 
Diese Maßnahmen bedrohen die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine. 

16.2.2015 
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149. Andrei Valeryevich 
KARTAPOLOV (Андрей 
Валерьевич Картaпoлoв) 

Geburtsdatum: 
9.11.1963 

Geburtsort: Deutsche 
Demokratische Republik 

Seit dem 10. November 2015 Befehls­
haber des westlichen Militärbezirks. 
Ehemaliger Direktor der Hauptabtei­
lung Operationen und stellvertretender 
Leiter des Generalstabs der Streitkräfte 
der Russischen Föderation. Aktiv an 
der Gestaltung und der Umsetzung der 
Militärkampagne der russischen Streit­
kräfte in der Ukraine beteiligt. 

Gemäß der Tätigkeitsbeschreibung des 
Generalstabs ist er durch die Ausübung 
operativer Kontrolle über die Streit­
kräfte aktiv an der Gestaltung und der 
Umsetzung der Politik der russischen 
Regierung beteiligt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine bedroht. 

16.2.2015  

LISTE DER ORGANISATIONEN  

Name Begründung 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

1. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Chernomorneftegaz“ 
(vormals PJSC 
Chernomorneftegaz) 

Das „Parlament der Krim“ nahm am 17. März 2014 eine Ent­
schließung an, in der im Namen der „Republik Krim“ die Aneig­
nung von Vermögenswerten des Unternehmens Chernomornef­
tegaz erklärt wird. Das Unternehmen ist somit von den „Behör­
den“ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 29. November 
2014 neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der Repu­
blik Krim „Chernomorneftegaz“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ УНИТАРНОЕ 
ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „ЧЕРНОМОРНЕФТЕГАЗ“). Grün­
der: Ministerium für Energie und Kohleindustrie der Republik 
Krim (МИНИСТЕРСТВО ТОПЛИВА И ЭНЕРГЕТИКИ РЕСПУБЛИКИ 
КРЫМ). 

12.5.2014 

2. Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 
„Port Feodosia“ (früher 
Feodosia) 

Das „Parlament der Krim“ nahm am 17. März 2014 eine Ent­
schließung an, in der im Namen der „Republik Krim“ die Aneig­
nung von Vermögenswerten des Unternehmens Feodosia erklärt 
wird. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der Krim 
effektiv konfisziert worden. Am 9. Februar 2015 neu registriert 
als Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Port Feodosia“ 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ПОРТ ФЕОДО­
СИЯ“). Gründer: Yuri Garyevich Rovinskiy (Юрий Гарьевич Ро­
винский). 

12.5.2014 

10. Sogenannte „Volksmiliz 
des Donezkbeckens“ 
„Нарoдное oпoлчéние 
Дoнбáсса“ 

Illegale bewaffnete Separatistengruppe, verantwortlich für den 
Kampf gegen die Streitkräfte der ukrainischen Regierung in der 
Ostukraine und somit eine Bedrohung für die Stabilität oder die 
Sicherheit der Ukraine. 

Die militante Gruppe hat Anfang April 2014 u.a. die Kontrolle 
über mehrere Regierungsgebäude in der Ostukraine übernom­
men und somit die territoriale Integrität, die Souveränität und 
die Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. 

Ihr früherer Anführer Pavel Gubarev ist verantwortlich für die 
Übernahme des Gebäudes der regionalen Regierung in Donezk 
durch prorussische Streitkräfte und hat sich selbst zum „Volks­
gouverneur“ ernannt. 

25.7.2014 
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13. Staatseinheitsunterneh­
men der Stadt 
Sewastopol „Seehafen 
Sewastopol“ (vormals 
staatliches Unternehmen 
„Seehandelshafen 
Sewastopol“ 
Государственное 
предприятие 
„Севастопольский 
морской торговый порт“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
Sevastopolski morskoy 
torgovy port) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Parlament der Krim“ verabschie­
dete am 17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14„über 
die Verstaatlichung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini­
schen Ministerien für Infrastruktur bzw. Landwirtschaft“, in der 
im Namen der „Republik Krim“ die Aneignung der Vermögens­
werte des staatlichen Unternehmens „Seehandelshafen Sewasto­
pol“ erklärt wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behör­
den“ der Krim effektiv konfisziert worden. In Bezug auf das 
Handelsvolumen ist dies der größte Seehandelshafen der Krim. 
Am 6. Juni 2014 neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen 
der Stadt Sewastopol „Seehafen Sewastopol“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ 
УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ ГОРОДА СЕВАСТОПОЛЯ „СЕВАСТО­
ПОЛЬСКИЙ МОРСКОЙ ПОРТ“). Gründer: Die Regierung von Se­
wastopol (Правительство Севастополя). 

25.7.2014 

14. Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 
„Seehafen Kerch“/ 
„Kamysh-Burun“ 
(vormals staatliches 
Unternehmen 
„Seehandelshafen Kerch“ 
Государственное 
предприятие 
„Керченский морской 
торговый порт“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
Kerchenski morskoy 
torgovy port) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Parlament der Krim“ verabschie­
dete am 17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14„über 
die Verstaatlichung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini­
schen Ministerien für Infrastruktur bzw. Landwirtschaft“ und 
am 26. März 2014 die Entschließung Nr. 1865-6/14„über das 
staatliche Unternehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘“('О Государст­
венном предприятии „Крымские морские порты“), mit der im 
Namen der „Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte 
des staatlichen Unternehmens „Seehandelshafen Kerch“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. In Bezug auf das Handelsvolu­
men ist dies der zweitgrößte Seehandelshafen der Krim. Am 
9. Dezember 2014 neu eingetragen als Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung „Seehafen Kerch“ „Kamysh-Burun“ 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ КЕРЧЕНСКИЙ 
МОРСКОЙ ПОРТ „КАМЫШ-БУРУН“). Gründer: Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung „Vostok-Capital“, eingetragen in Donezk, 
Ukraine (ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ВОС­
ТОК КЭПИТАЛ“); Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Vostok“, 
eingetragen in Donezk, Ukraine (ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ 
ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ВОСТОК“); Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung „Altcom Invest-Stroi“, eingetragen in Donezk, Ukraine 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „АЛЬТКОМ 
ИНВЕСТ-СТРОЙ“) und Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Alt­
com-Beton“, eingetragen in Borispol, Ukraine (ОБЩЕСТВО С 
ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „АЛЬТКОМ-БЕТОН“). 

25.7.2014 

15. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Universal-Avia“ 
(vormals staatliches 
Unternehmen Universal- 
Avia Государственное 
предприятие 
„Универсал-Авиа“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
„Universal-Avia“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 24. März 2014 den Beschluss 
Nr. 1794-6/14 über das staatseigene Unternehmen „Gosudarst­
venoye predpriyatiye Universal-Avia“ („О Государственном пред­
приятии ‚Универсал-Авиа‘)“, in dem im Namen der „Republik 
Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des staatlichen Un­
ternehmens „Universal-Avia“ erklärt wurde. Das Unternehmen 
ist somit von den „Behörden“ der Krim effektiv konfisziert wor­
den. Am 15. Januar 2015 neu eingetragen als Staatseinheitsun­
ternehmen der Republik Krim „Universal-Avia“ (ГОСУДАРСТВЕН­
НОЕ УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „УНИВЕРСАЛ- 
АВИА“). Gründer: Ministerium für Verkehr der Republik Krim 
(МИНИСТЕРСТВО ТРАНСПОРТА РЕСПУБЛИКИ КРЫМ). 

25.7.2014 
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16. Bundesstaatliches 
Haushaltsunternehmen 
„Kurort Nizhnyaya 
Oreanda“ der 
Verwaltung des 
Präsidenten der 
Russischen Föderation 
(vormals Kurort 
„Nizhnyaya Oreanda“ 
Санаторий „Нижняя 
Ореанда“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 21. März 2014 den Beschluss 
Nr. 1767-6/14„in Bezug auf die Gründung einer Vereinigung 
von Kur- und Badeorten“, in dem im Namen der „Republik 
Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Kurorts „Nizh­
nyaya Oreanda“ erklärt wurde. Das Unternehmen ist somit von 
den „Behörden“ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 9. 
Oktober 2014 neu eingetragen als bundesstaatliches Haushalts­
unternehmen „Kurort Nizhnyaya Oreanda“ der Verwaltung des 
Präsidenten der Russischen Föderation (ФЕДЕРАЛЬНОЕ ГОСУ­
ДАРСТВЕННОЕ БЮДЖЕТНОЕ УЧРЕЖДЕНИЕ САНАТОРИЙ „НИЖНЯЯ 
ОРЕАНДА“УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕ­
РАЦИИ). Gründer: Verwaltung des Präsidenten der Russischen 
Föderation (УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕ­
ДЕРАЦИИ). 

25.7.2014 

18. Bundesstaatliches 
Haushaltsunternehmen 
„Landwirtschaftliche 
Produktionsvereinigung 
‚Massandra‘“ der 
Verwaltung des 
Präsidenten der 
Russischen Föderation 
(vormals staatlicher 
Konzern „Nationale 
Erzeugervereinigung 
‚Massandra‘“ 
Национальное 
производственно- 
аграрное объединение 
„Массандра“ 
Nacionalnoye 
proizvodstvenno 
agrarnoye obyedinenye 
„Massandra“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agrarindustriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Unter­
nehmens „Nationale Erzeugervereinigung ‚Massandra‘“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. Am 1. August 2014 neu ein­
getragen als bundesstaatliches Haushaltsunternehmen „Landwirt­
schaftliche Produktionsvereinigung ‚Massandra‘“ der Verwaltung 
des Präsidenten der Russischen Föderation (ФЕДЕРАЛЬНОЕ ГОСУ­
ДАРСТВЕННОЕ УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ ПРОИЗВОДСТВЕННО-АГ­
РАРНОЕ ОБЪЕДИНЕНИЕ „МАССАНДРА“УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИ­
ДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕРАЦИИ). Gründer: Verwaltung des Prä­
sidenten der Russischen Föderation (УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ 
ПРЕЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕРАЦИИ). 

25.7.2014 

19. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Nationales Weininstitut 
‚Magarach‘“ (vormals 
„Staatliches 
Unternehmen Magarach 
des nationalen 
Weininstituts“ 
Государственное 
предприятие Агрофирма 
„Магарач“ 
Национального 
института винограда и 
вина „Магарач“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
„Agrofirma Magarach“ 
nacionalnogo instituta 
vinograda i vina 
„Magarach“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agro-industriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Unter­
nehmens „Gosudarst-venoye predpriyatiye ‚Agrofirma Magarach‘ 
nacionalnogo instituta vinograda i vina ‚Magarach‘“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. Am 15. Januar 2015 neu ein­
getragen als Staatseineheitsunternehmen der Republik Krim „Na­
tionales Weininstitut ‚Magarach‘“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ 
БЮДЖЕТНОЕ УЧРЕЖДЕНИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ НАЦИОНАЛЬНЫЙ 
НАУЧНО-ИССЛЕДОВАТЕЛЬСКИЙ ИНСТИТУТ ВИНОГРАДА И ВИНА 
„МАГАРАЧ“). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der Repu­
blik Krim (МИНИСТЕРСТВО СЕЛЬСКОГО ХОЗЯЙСТВА РЕСПУБЛИКИ 
КРЫМ). 

25.7.2014 
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20. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘“ (vormals 
Staatliches 
Unternehmen 
„Schaumweinhersteller 
Novy Svet“ 
Государственное 
предприятиеЗавод 
шампанских вин „Новый 
свет“ Gosudarstvenoye 
predpriyatiye „Zavod 
shampanskykh vin 
Novy Svet“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agrarindustriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des staatli­
chen Unternehmens „Zavod shampanskykh vin Novy Svet“ er­
klärt wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ 
der Krim effektiv konfisziert worden. Am 4. Januar 2015 neu 
eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der Republik Krim 
„Schaumweinhersteller ‚Novy Svet‘“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ УНИТАР­
НОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ ЗАВОД ШАМПАНСКИХ ВИН 
„НОВЫЙ СВЕТ“). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der Re­
publik Krim (МИНИСТЕРСТВО СЕЛЬСКОГО ХОЗЯЙСТВА РЕСПУБ­
ЛИКИ КРЫМ). 

25.7.2014 

23. RUSSISCHE 
NATIONALE 
HANDELSBANK 

РОССИЙСКИЙ 
НАЦИОНАЛЬНЫЙ 
КОММЕРЧЕСКИЙ БАНК 

Nach der rechtswidrigen Annexion der Krim ging die Russische 
Nationale Handelsbank (RNCB) vollständig in das Eigentum der 
sogenannten „Republik Krim“ über. Sie wurde ein dominanter 
Marktteilnehmer, obwohl sie vor der Annexion auf der Krim 
keine Rolle spielte. Durch den Erwerb oder die Übernahme von 
Zweigstellen sich zurückziehender Banken auf der Krim, hat die 
RNCB materiell und finanziell die Maßnahmen der russischen 
Regierung zur Eingliederung der Krim in die Russische Födera­
tion unterstützt und so die territoriale Unversehrtheit der Ukrai­
ne untergraben. 

30.7.2014    
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/354 DES RATES 

vom 11. März 2016 

zur Durchführung des Artikels 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in der Zentralafrikanischen Republik (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 10. März 2014 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 angenommen. 

(2)  Am 7. März 2016 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der gemäß der Resolution 
2127 (2013) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, eine Person und eine Einrichtung in die 
Liste der Personen, und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 11. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A.G. KOENDERS  

12.3.2016 L 67/18 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 70 vom 11.3.2014, S. 1. 



ANHANG 

In Anhang der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 werden folgende Absätze hinzugefügt: 

A. Personen 

„9.  Joseph KONY (Aliasnamen: a) Kony, b) Joseph Rao Kony, c) Josef Kony, d) Le Messie sanglant) 

Funktion: Befehlshaber der Lord's Resistance Army (Widerstandsarmee des Herrn) 

Geburtsdatum: a) 1959, b) 1960, c) 1961, d) 1963, e) 18. Sep. 1964, f) 1965, g) (Aug. 1961), h) (Jul. 1961), 
i) 1. Jan. 1961, j) (Apr. 1963) 

Geburtsort: a) Palaro, Gemeinde Palaro, Bezirk Omoro, Distrikt Gulu, Uganda, b) Odek, Omoro, Gulu, Uganda, 
c) Atyak, Uganda 

Staatsangehörigkeit: Ugandischer Reisepass 

Anschrift: a) Vakaga, Zentralafrikanische Republik, b) Haute-Kotto, Zentralafrikanische Republik, c) Basse-Kotto, 
Zentralafrikanische Republik, d) Haut-Mbomou, Zentralafrikanische Republik, e) Mbomou, Zentralafrikanische 
Republik, f) Haut-Uolo, Demokratische Republik Kongo, g) Bas-Uolo, Demokratische Republik Kongo, 
h) (gemeldete Anschrift: Kafia Kingi (ein Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen 
endgültiger Status noch nicht festgelegt ist). Seit Januar 2015 wurden Berichten zufolge 500 Mitglieder der 
Lord's Resistance Army aus Sudan ausgewiesen.) 

Benannt am: 7. März 2016. 

Weitere Angaben: 

Kony ist Gründer und Anführer der Lord's Resistance Army (LRA) (CFe.002). Unter seiner Führung beteiligte 
sich die LRA an der Entführung, Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Die 
LRA ist verantwortlich für Entführungen, Vertreibungen, sexuelle Gewalttaten und Morde, denen Hunderte von 
Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer fielen, und sie hat ziviles Eigentum geplündert und 
zerstört. Name des Vaters: Luizi Obol. Name der Mutter: Nora Obol. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die Aufnahme 
in die Liste: 

Joseph Kony wurde am 7. März 2016 nach Nummer 12 und Nummer 13 Buchstaben b, c und d der Resolution 
2262 (2016) in die Liste aufgenommen als eine Person, ‚die Handlungen [vornimmt] oder [unterstützt], die den 
Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben‘, ‚an der Planung, 
Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt [ist], die gegen die 
internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die Menschenrechts­
übergriffe oder -verletzungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe auf Zivilpersonen, 
ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie Entführungen und 
Vertreibungen‘, ‚unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaffneten Konflikt in der Zentralafri­
kanischen Republik Kinder einziehen oder einsetzen‘ und ‚durch die illegale Ausbeutung von und den 
unerlaubten Handel mit natürlichen Ressourcen in oder aus der Zentralafrikanischen Republik, einschließlich 
Diamanten, Gold [und aus wildlebenden] Tier- und Pflanzenarten […] gewonnener Produkte, bewaffnete 
Gruppen oder kriminelle Netzwerke [unterstützt]‘. 

Weitere Angaben: 

Kony hat die Lord's Resistance Army (LRA) gegründet und wird als ihr Gründer, religiöser Führer, Vorsitzender 
und Oberbefehlshaber beschrieben. Nach ihrer Gründung in Norduganda in den 1980er-Jahren beteiligte sich die 
LRA an der Entführung, Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Unter 
wachsendem militärischem Druck hat Kony der LRA 2005 und 2006 den Rückzug aus Uganda befohlen. 
Seitdem ist die LRA in der Demokratischen Republik Kongo, der Zentralafrikanischen Republik, Südsudan und 
Berichten zufolge in Sudan aktiv. 

Als Anführer der LRA entwickelt Kony die Strategie der LRA und sorgt für ihre Durchführung, was unter 
anderem den Dauerbefehl einschließt, die Zivilbevölkerung anzugreifen und brutal gegen sie vorzugehen. Seit 
Dezember 2013 begeht die LRA unter der Führung von Joseph Kony Entführungen, Vertreibungen, sexuelle 
Gewalttaten und Morde, denen Hunderte von Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer fielen, 
und plündert und zerstört ziviles Eigentum. Die LRA konzentriert sich nun im Osten der Zentralafrikanischen 
Republik und Berichten zufolge in Kafia Kingi, einem Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, 
dessen endgültigen Status noch nicht geklärt ist, das aber unter der militärischen Kontrolle von Sudan steht, und 
plündert dort Dörfer, um sich mit Lebensmitteln und Vorräten zu versorgen. Die Kämpfer legen Hinterhalte, um 
Sicherheitskräfte anzugreifen, und stehlen ihre Ausrüstung, wenn sie auf die Angriffe der LRA reagieren; 
Kämpfer der LRA überfallen und plündern auch Dörfer, in denen keine Streitkräfte stationiert sind. Die LRA 
unternimmt auch zunehmend Angriffe auf Diamanten- und Goldminen. 
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Gegen Kony liegt ein vom Internationalen Strafgerichtshof ausgestellter Haftbefehl vor. Der IStGH beschuldigt 
ihn des zwölffachen Verbrechens gegen die Menschlichkeit, unter anderem des Mordes, der Versklavung, der 
sexuellen Versklavung, der Vergewaltigung sowie unmenschlicher Handlungen, die in schwerer Verletzung der 
körperlichen und der geistigen Gesundheit bestehen, und wirft ihm Kriegsverbrechen in 21 Fällen vor, die unter 
anderem Mord, grausame Behandlung von Zivilpersonen, vorsätzliche Angriffe auf die Zivilbevölkerung, 
Plünderung, Vergewaltigung und Zwangsrekrutierung von Kindern unter 15 Jahren durch Entführung umfassen. 

Kony hat den Rebellen den Dauerbefehl erteilt, Diamanten und Gold von handwerklich Bergbautreibenden im 
Osten der Zentralafrikanischen Republik zu rauben. Berichten zufolge werden einige der Minerale von Konys 
Gruppe nach Sudan transportiert oder für den Handel mit lokalen Zivilpersonen und Mitgliedern der früheren 
Séléka genutzt. 

Kony hat seinen Kämpfer ebenfalls die Anweisung erteilt, Elefanten im Nationalpark Garamba in der 
Demokratischen Republik Kongo zu wildern; Berichten zufolge werden von dort aus Elefantenstoßzähne durch 
den Osten der Zentralafrikanischen Republik nach Sudan transportiert, wo sie offenbar von hochrangigen LRA- 
Mitgliedern verkauft und für den Handel mit sudanesischen Händlern und örtlichen Beamten genutzt werden. 
Der Elfenbeinhandel ist für Konys Gruppe eine bedeutende Einnahmequelle. Seit Januar 2015 wurden 
500 Mitglieder der Lord's Resistance Army Berichten zufolge aus Sudan ausgewiesen.“  

B. Einrichtungen 

„2.  LORD'S RESISTANCE ARMY (Aliasnamen: a) LRA, b) Lord's Resistance Movement (LRM), c) Lord's Resistance 
Movement/Army (LRM/A) 

Anschrift: a) Vakaga, Zentralafrikanische Republik, b) Haute-Kotto, Zentralafrikanische Republik, c) Basse-Kotto, 
Zentralafrikanische Republik, d) Haut-Mbomou, Zentralafrikanische Republik, e) Mbomou, Zentralafrikanische 
Republik, f) Haut-Uolo, Demokratische Republik Kongo, g) Bas-Uolo, Demokratische Republik Kongo, 
h) (gemeldete Anschrift: Kafia Kingi (ein Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen 
endgültiger Status noch nicht geklärt ist). Seit Januar 2015 wurden Berichten zufolge 500 Mitglieder der Lord's 
Resistance Army aus Sudan ausgewiesen.) 

Benannt am: 7. März 2016. 

Weitere Angaben: In den 1980er-Jahren in Norduganda gegründet. Beteiligt an der Entführung, Ermordung und 
Verstümmelung Tausender Zivilisten in Zentralafrika, darunter Hunderte in der Zentralafrikanischen Republik. 
Der Anführer ist Joseph Kony. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die Aufnahme 
in die Liste: 

Die Lord's Resistance Army wurde am 7. März 2016 nach Nummer 12 und Nummer 13 Buchstaben b, c und d 
der Resolution 2262 (2016) in die Liste als Einrichtung aufgenommen, ‚die Handlungen [vornimmt] oder 
[unterstützt], die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben‘, 
‚an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt [ist], 
die gegen die internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die 
Menschenrechtsmissbräuche oder -verletzungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe auf 
Zivilpersonen, ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie 
Entführungen und Vertreibungen‘, ‚unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaffneten 
Konflikt in der Zentralafrikanischen Republik Kinder einziehen oder einsetzen‘ und ‚durch die illegale 
Ausbeutung von und den unerlaubten Handel mit natürlichen Ressourcen in oder aus der Zentralafrikanischen 
Republik, einschließlich Diamanten, Gold [und aus wildlebenden] Tier- und Pflanzenarten […] gewonnener 
Produkte, bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke [unterstützt]‘. 

Weitere Angaben: 

Nach ihrer Gründung in Norduganda in den 1980er-Jahren beteiligte sich die LRA an der Entführung, 
Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Unter zunehmendem militärischen 
Druck ordnete der Anführer der LRA, Joseph Kony, 2005 und 2006 den Rückzug der LRA aus Uganda an. 
Seitdem ist die LRA in der Demokratischen Republik Kongo, der Zentralafrikanischen Republik, Südsudan und 
Berichten zufolge Sudan aktiv. 

Seit Dezember 2013 begeht die LRA Entführungen, Vertreibungen, sexuelle Gewalttaten und Morde, denen 
Hunderte von Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer gefallen sind, und plündert und 
zerstört ziviles Eigentum. Die LRA konzentriert sich nun im Osten der Zentralafrikanischen Republik und 
Berichten zufolge in Kafia Kingi, einem Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen endgültiger 
Status noch nicht geklärt ist, das aber unter der militärischen Kontrolle von Sudan steht, und plündert dort 
Dörfer, um sich mit Lebensmitteln und Vorräten zu versorgen. Die Kämpfer legen Hinterhalte, um 
Sicherheitskräfte anzugreifen, und stehlen ihre Ausrüstung, wenn sie auf die Angriffe der LRA reagieren; 
Kämpfer der LRA überfallen und plündern auch Dörfer, in denen keine Streitkräfte stationiert sind. Die LRA 
unternimmt auch zunehmend Angriffe auf Diamanten- und Goldminen. 
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LRA-Zellen werden oft von Gefangenen begleitet, die zur Arbeit als Träger, Köche und Sexsklaven gezwungen 
werden. Die LRA begeht geschlechtsspezifische Gewalttaten, einschließlich Vergewaltigungen von Frauen und 
jungen Mädchen. 

Im Dezember 2013 entführte die LRA Dutzende Menschen in Haute-Kotto. Die LRA war Berichten zufolge an 
der Entführung von Hunderten von Zivilisten in der Zentralafrikanischen Republik seit Anfang 2014 beteiligt. 

Kämpfer der LRA griffen Anfang 2014 mehrfach Obo in der Präfektur Haute-Mbomou im Osten der Zentralafri­
kanischen Republik an. 

Die LRA griff zwischen Mai und Juli 2014 Obo und andere Orte im Südosten der Zentralafrikanischen Republik 
an; unter anderem führte sie Anfang Juni scheinbar koordinierte Angriffe und Entführungen in der Präfektur 
Mbomou durch. 

Mindestens seit 2014 ist die LRA an der Elefantenwilderei und am Elfenbeinschmuggel beteiligt, um Einnahmen 
zu erwirtschaften. Berichten zufolge schmuggelt die LRA Elfenbein aus dem Garamba-Nationalpark im Norden 
der Demokratischen Republik Kongo nach Darfur, um es gegen Waffen und Vorräte einzutauschen. Die LRA 
transportiert Berichten zufolge die Stoßzähne von gewilderten Elefanten durch die Zentralafrikanische Republik 
nach Darfur im Sudan, um sie dort zu verkaufen. Zudem hat Kony Berichten zufolge seit Anfang 2014 Kämpfer 
der LRA angewiesen, Diamanten und Gold von Bergarbeitern im Osten der Zentralafrikanischen Republik zu 
plündern und nach Sudan zu bringen. Seit Januar 2015 wurden 500 Mitglieder der Lord's Resistance Army 
Berichten zufolge aus Sudan ausgewiesen. 

Anfang Februar 2015 entführten schwer bewaffnete Kämpfer der LRA Zivilpersonen in Kpangbayanga in der 
Präfektur Haut-Mbomou und stahlen Lebensmittel. 

Nach einem Angriff der LRA auf Ndambissoua im Südosten der Zentralafrikanischen Republik am 20. April 
2015, bei dem Kinder entführt wurden, flohen die meisten Dorfbewohner. Und Anfang Juli 2015 griff die LRA 
mehrere Dörfer im Süden der Präfektur Haute-Kotto an, bei denen es zu Plünderungen, Gewalttaten gegen die 
Zivilbevölkerung, dem Niederbrennen von Häusern und Entführungen kam. 

Seit Januar 2016 haben Angriffe, die der LRA zugeschrieben werden, in Mbomou, Haut-Mbomou und Haute- 
Kotto zugenommen, wobei vor allem die Bergbaugebiete in Haute-Kotto betroffen sind. Bei diesen Angriffen 
kam es zu Plünderungen, Gewalttaten gegen die Zivilbevölkerung, der Zerstörung von Eigentum und 
Entführungen. Sie führten zu Vertreibungen der Bevölkerung, darunter etwa 700 Menschen, die in Bria Zuflucht 
suchten.“   
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VERORDNUNG (EU) 2016/355 DER KOMMISSION 

vom 11. März 2016 

zur Änderung des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der besonderen Vorschriften für Gelatine, Kollagen und zum 

menschlichen Verzehr bestimmte hochverarbeitete Erzeugnisse tierischen Ursprungs 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit 
spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 sind die von Lebensmittelunternehmern einzuhaltenden spezifischen 
Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs festgelegt. Diese Verordnung sieht insbesondere vor, 
dass Lebensmittelunternehmer sicherstellen müssen, dass besondere Vorschriften für Rohstoffe zur Herstellung 
von Gelatine und Kollagen für den menschlichen Verzehr erfüllt sind. 

(2)  Es muss sichergestellt werden, dass die Rohstoffe zur Herstellung von Gelatine und Kollagen für den 
menschlichen Verzehr aus Quellen stammen, die den in den Rechtsvorschriften der Union festgelegten 
gesundheitlichen und tierseuchenrechtlichen Anforderungen entsprechen. 

(3)  Die Union ist in hohem Maße abhängig von der Einfuhr von Rohstoffen zur Herstellung von Gelatine und 
Kollagen. Betriebe, die solche Rohstoffe herstellen, wenden spezifische Behandlungen an, um Gefahren für die 
Gesundheit von Mensch und Tier im Zusammenhang mit diesen Rohstoffen auszuschließen. Es ist daher 
angebracht, diese Behandlungen vor dem Inverkehrbringen in der Union zu genehmigen. 

(4)  Es ist angebracht, die Anforderungen an das Herstellungsverfahren für Kollagen anzupassen, um praktische 
Änderungen in Fällen zu erlauben, in denen eine Änderung nicht zu einem unterschiedlichen Niveau des 
Schutzes der öffentlichen Gesundheit führt. 

(5)  Die Analysemethoden zur Überprüfung der Rückstandshöchstmengen in Gelatine und Kollagen sollten an die am 
besten geeigneten und zuletzt validierten Methoden angepasst werden. 

(6)  Um die Sicherheit bestimmter hochverarbeiteter Erzeugnisse zu gewährleisten, für die Durchsetzung der EU- 
Bestimmungen zu sorgen und einen fairen Wettbewerb im Hinblick auf Rohstoffe aus der Union und aus 
Drittländern sicherzustellen, sollten die Bestimmungen harmonisiert und besondere Vorschriften für die 
Herstellung bestimmter hochverarbeiteter Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die zum menschlichen Verzehr 
bestimmt sind, festgelegt werden. Die Einfuhr anderer Erzeugnisse tierischen Ursprungs, für die in Anhang III der 
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 keine spezifischen Vorschriften festgelegt sind, ist weiterhin gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1079/2013 der Kommission (2) erlaubt. 

(7)  Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 wird wie folgt geändert:  

1. Abschnitt XIV wird wie folgt geändert: 

a)  Kapitel I Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4.  a)  Rohstoffe, die zur Haltbarmachung ausschließlich gekühlt, gefroren oder schnellgefroren wurden, müssen 
aus Betrieben stammen, die nach der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 oder nach der vorliegenden 
Verordnung registriert oder zugelassen sind, 

b)  folgende behandelte Rohstoffe dürfen verwendet werden: 

i)  andere Knochen als spezifiziertes Risikomaterial gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
(EG) Nr. 999/2001, die aus Betrieben stammen, die von der zuständigen Behörde kontrolliert und in 
einer Liste aufgeführt werden, und die einer der folgenden Behandlungen unterzogen wurden: 

—  Zerkleinern in Stücke von etwa 15 mm und Entfetten mit heißem Wasser bei einer Temperatur von 
mindestens 70 °C für mindestens 30 Minuten, mindestens 80 °C für mindestens 15 Minuten oder 
mindestens 90 °C für mindestens 10 Minuten, dann Trennen und anschließend Waschen und 
Trocknung mindestens 20 Minuten in einem heißen Luftstrom mit einer Anfangstemperatur von 
mindestens 350 °C oder 15 Minuten in einem heißen Luftstrom mit einer Anfangstemperatur von 
mehr als 700 °C; 

—  Sonnentrocknung 42 Tage lang bei einer Durchschnittstemperatur von mindestens 20 °C; 

—  Säurebehandlung, bis im Kern ein pH-Wert von unter 6 mindestens eine Stunde lang vor dem 
Trocknen gehalten wurde; 

ii)  Felle und Häute von Hauswiederkäuern, Schweinehäute, Geflügelhäute sowie Felle und Häute von frei 
lebendem Wild, die aus Betrieben stammen, die von der zuständigen Behörde kontrolliert und in einer 
Liste aufgeführt werden, und die einer der folgenden Behandlungen unterzogen wurden: 

—  Laugenbehandlung, um im Kern einen pH-Wert von > 12 zu erreichen, gefolgt von Salzen 
mindestens sieben Tage lang; 

—  Trocknen mindestens 42 Tage lang bei einer Temperatur von mindestens 20 °C; 

—  Säurebehandlung, bis im Kern ein pH-Wert von unter 5 mindestens eine Stunde lang gehalten 
wurde; 

—  Laugenbehandlung überall bei einem pH > 12 mindestens 8 Stunden lang; 

iii)  andere Knochen als spezifiziertes Risikomaterial gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
(EG) Nr. 999/2001, Felle und Häute von Hauswiederkäuern, Schweinehäute, Geflügelhäute, Fischhäute 
sowie Felle und Häute von frei lebendem Wild, die einer anderen Behandlung als den in Ziffer i oder ii 
aufgeführten unterzogen wurden und die aus Betrieben stammen, die nach der Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 oder nach der vorliegenden Verordnung registriert oder zugelassen sind. 

Für die Zwecke der ersten zwei Spiegelstriche des Buchstaben b Ziffer ii darf die Dauer der Behandlungen die 
Dauer der Beförderung umfassen. 

Die behandelten Rohstoffe gemäß Buchstabe b Ziffern i und ii müssen von folgenden Tieren stammen: 

— Hauswiederkäuern, Schweinen und Geflügel, die in einem Schlachthof geschlachtet und der Schlachttierun­
tersuchung unterzogen wurden und deren Schlachtkörper nach der Fleischuntersuchung für genusstauglich 
befunden wurden, oder 
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—  erlegtem frei lebendem Wild, dessen Schlachtkörper nach der Fleischuntersuchung für genusstauglich 
befunden wurde.“ 

b)  In Kapitel II wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3.  Nach der in der Richtlinie 97/78/EG vorgesehenen Veterinärkontrolle und unbeschadet der Bedingungen in 
Artikel 8 Absatz 4 der genannten Richtlinie müssen Rohstoffe zur Herstellung von Gelatine für den 
menschlichen Verzehr, für die eine Veterinärbescheinigung erforderlich ist, auf direktem Wege zur 
Bestimmungsanlage verbracht werden. 

Es sind alle erforderlichen Vorkehrungen — einschließlich einer sicheren Entsorgung von Abfällen, nicht 
verwendetem oder überschüssigem Material — zu treffen, damit das Risiko der Ausbreitung von Krankheiten 
auf Tiere vermieden wird.“ 

c)  Kapitel IV erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL IV: VORSCHRIFTEN FÜR ENDERZEUGNISSE 

Lebensmittelunternehmer müssen sicherstellen, dass bei Gelatine die folgenden Rückstandshöchstgehalte 
eingehalten werden: 

Rückstand Höchstgehalt 

As 1 ppm 

Pb 5 ppm 

Cd 0,5 ppm 

Hg 0,15 ppm 

Cr 10 ppm 

Cu 30 ppm 

Zn 50 ppm 

SO2 (Europäisches Arzneibuch, neueste Ausgabe) 50 ppm 

H2O2 (Europäisches Arzneibuch, neueste Ausgabe) 10 ppm“   

2. Abschnitt XV wird wie folgt geändert: 

a)  In der Einleitung erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„1.  Lebensmittelunternehmer, die Kollagen herstellen, müssen sicherstellen, dass die Vorschriften dieses Abschnitts 
eingehalten werden. Unbeschadet anderer Bestimmungen müssen aus Kollagen gewonnene Erzeugnisse aus 
Kollagen hergestellt werden, das den Bestimmungen dieses Abschnitts entspricht.“ 

b)  Kapitel I Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4.  a)  Rohstoffe, die zur Haltbarmachung ausschließlich gekühlt, gefroren oder schnellgefroren wurden, müssen 
aus Betrieben stammen, die nach der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 oder nach der vorliegenden 
Verordnung registriert oder zugelassen sind. 
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b)  Folgende behandelte Rohstoffe dürfen verwendet werden: 

i)  andere Knochen als spezifiziertes Risikomaterial gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
(EG) Nr. 999/2001, die aus Betrieben stammen, die von der zuständigen Behörde kontrolliert und in 
einer Liste aufgeführt werden, und die einer der folgenden Behandlungen unterzogen wurden: 

—  Zerkleinern in Stücke von etwa 15 mm und Entfetten mit heißem Wasser bei einer Temperatur von 
mindestens 70 °C für mindestens 30 Minuten, mindestens 80 °C für mindestens 15 Minuten, oder 
mindestens 90 °C für mindestens 10 Minuten, dann Trennen und anschließend Waschen und 
Trocknung mindestens 20 Minuten in einem heißen Luftstrom mit einer Anfangstemperatur von 
mindestens 350 °C oder 15 Minuten in einem heißen Luftstrom mit einer Anfangstemperatur von 
mehr als 700 °C; 

—  Sonnentrocknung 42 Tage lang bei einer Durchschnittstemperatur von mindestens 20 °C; 

—  Säurebehandlung, bis im Kern ein pH-Wert von unter 6 mindestens eine Stunde lang vor dem 
Trocknen gehalten wurde; 

ii)  Felle und Häute von Hauswiederkäuern, Schweinehäute, Geflügelhäute sowie Felle und Häute von frei 
lebendem Wild, die aus Betrieben stammen, die von der zuständigen Behörde kontrolliert und in einer 
Liste aufgeführt werden, und die einer der folgenden Behandlungen unterzogen wurden: 

—  Laugenbehandlung, um im Kern einen pH-Wert von > 12 zu erreichen, gefolgt von Salzen 
mindestens sieben Tage lang; 

—  Trocknen mindestens 42 Tage lang bei einer Temperatur von mindestens 20 °C; 

—  Säurebehandlung, bis im Kern ein pH-Wert von unter 5 mindestens eine Stunde lang gehalten 
wurde; 

—  Laugenbehandlung überall bei einem pH > 12 mindestens 8 Stunden lang; 

iii)  andere Knochen als spezifiziertes Risikomaterial gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
(EG) Nr. 999/2001, Felle und Häute von Hauswiederkäuern, Schweinehäute, Geflügelhäute, Fischhäute 
sowie Felle und Häute von frei lebendem Wild, die einer anderen Behandlung als den in Ziffer i oder ii 
aufgeführten unterzogen wurden und die aus Betrieben stammen, die nach der Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 oder nach der vorliegenden Verordnung registriert oder zugelassen sind. 

Für die Zwecke der ersten zwei Spiegelstriche des Buchstaben b Ziffer ii darf die Dauer der Behandlungen die 
Dauer der Beförderung umfassen. 

Die behandelten Rohstoffe gemäß Buchstabe b müssen von folgenden Tieren stammen: 

— Hauswiederkäuern, Schweinen und Geflügel, die in einem Schlachthof geschlachtet und der Schlachttierun­
tersuchung unterzogen wurden und deren Schlachtkörper nach der Fleischuntersuchung für genusstauglich 
befunden wurden, oder 

—  erlegtem frei lebendem Wild, dessen Schlachtkörper nach der Fleischuntersuchung für genusstauglich 
befunden wurde.“ 

c)  In Kapitel II wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3.  Nach der in der Richtlinie 97/78/EG vorgesehenen Veterinärkontrolle und unbeschadet der Bedingungen in 
Artikel 8 Absatz 4 der genannten Richtlinie müssen Rohstoffe zur Herstellung von Kollagen für den 
menschlichen Verzehr, für die eine Veterinärbescheinigung erforderlich ist, auf direktem Wege zur 
Bestimmungsanlage verbracht werden. 

Es sind alle erforderlichen Vorkehrungen — einschließlich einer sicheren Entsorgung von Abfällen, nicht 
verwendetem oder überschüssigem Material — zu treffen, damit das Risiko der Ausbreitung von Krankheiten 
auf Tiere vermieden wird.“ 
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d)  Kapitel III Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1.  Das Herstellungsverfahren für Kollagen muss Folgendes gewährleisten: 

a)  Knochenmaterial von Wiederkäuern, die in Ländern oder Regionen geboren, aufgezogen oder geschlachtet 
wurden, die nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 ein kontrolliertes oder unbestimmtes BSE- 
Risiko aufweisen, ist einem Verarbeitungsprozess zu unterziehen, bei dem das gesamte Knochenmaterial 
fein vermahlen, mit heißem Wasser entfettet und mindestens zwei Tage lang mit verdünnter Salzsäure 
(mindestens 4 % konzentriert und pH < 1,5) behandelt wird. Nach dieser Behandlung muss der pH-Wert 
unter Verwendung von Säure oder Lauge angepasst werden, und zwar 

i)  mit einem oder mehreren Spülgängen und mindestens einem der folgenden Verfahren: 

—  Filtrieren, 

—  Mahlen, 

—  Extrudieren 

ii)  oder einem zugelassenen gleichwertigen Verfahren; 

b)  andere Rohstoffe als die unter Buchstabe a genannten müssen einer Behandlung unterzogen werden, die 
Waschen, pH-Anpassung unter Verwendung von Säure oder Lauge umfasst, gefolgt von 

i)  mit einem oder mehreren Spülgängen und mindestens einem der folgenden Verfahren: 

—  Filtrieren, 

—  Mahlen, 

—  Extrudieren 

ii)  oder einem zugelassenen gleichwertigen Verfahren.“ 

e)  Kapitel IV erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL IV: VORSCHRIFTEN FÜR ENDERZEUGNISSE 

Lebensmittelunternehmer müssen sicherstellen, dass bei Kollagen die folgenden Rückstandshöchstgehalte 
eingehalten werden: 

Rückstand Höchstgehalt 

As 1 ppm 

Pb 5 ppm 

Cd 0,5 ppm 

Hg 0,15 ppm 

Cr 10 ppm 

Cu 30 ppm 
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Rückstand Höchstgehalt 

Zn 50 ppm 

SO2 (Europäisches Arzneibuch, neueste Ausgabe) 50 ppm 

H2O2 (Europäisches Arzneibuch, neueste Ausgabe) 10 ppm“   

3. Folgender Abschnitt XVI wird angefügt: 

„ABSCHNITT XVI: HOCHVERARBEITETE ERZEUGNISSE CHONDROITINSULFAT, HYALURONSÄURE, ANDERE HYDROLYSIERTE 
KNORPELPRODUKTE, CHITOSAN, GLUCOSAMIN, LAB, HAUSENBLASE UND AMINOSÄUREN  

1. Lebensmittelunternehmer, die die folgenden hochverarbeiteten Erzeugnisse tierischen Ursprungs herstellen: 

a)  Chondroitinsulfat, 

b)  Hyaluronsäure, 

c)  andere hydrolysierte Knorpelprodukte, 

d)  Chitosan, 

e)  Glucosamin, 

f)  Lab, 

g)  Hausenblase, 

h)  Aminosäuren, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) 
als Lebensmittelzusatzstoffe zugelassen sind, 

müssen sicherstellen, dass durch die Behandlung der verwendeten Rohstoffe jegliche Gefahr für die Gesundheit 
von Mensch oder Tier ausgeschlossen wird.  

2. Die für die Herstellung hochverarbeiteter Erzeugnisse gemäß Nummer 1 verwendeten Rohstoffe müssen von 

a) Tieren, einschließlich deren Federn, stammen, die in einem Schlachthof geschlachtet und der Schlachttierun­
tersuchung unterzogen wurden und deren Schlachtkörper nach der Fleischuntersuchung für genusstauglich 
befunden wurden, oder 

b)  Fischereierzeugnissen stammen, die Abschnitt VIII entsprechen. 

Menschliches Haar darf nicht als Quelle für die Herstellung von Aminosäuren verwendet werden.  

(*) Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelzusatzstoffe (ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 16).“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 11. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/356 DER KOMMISSION 

vom 11. März 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 11. März 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL  135,3 

MA  100,8 

SN  176,8 

TN  112,1 

TR  107,6 

ZZ  126,5 

0707 00 05 MA  84,8 

TR  154,5 

ZZ  119,7 

0709 93 10 MA  62,1 

TR  156,5 

ZZ  109,3 

0805 10 20 EG  43,8 

IL  76,8 

MA  51,1 

TN  54,3 

TR  64,7 

ZZ  58,1 

0805 50 10 MA  123,2 

TR  82,8 

ZZ  103,0 

0808 10 80 BR  88,6 

CL  93,0 

CN  66,5 

US  177,0 

ZZ  106,3 

0808 30 90 AR  102,7 

CL  152,2 

CN  103,0 

TR  143,8 

ZA  114,0 

ZZ  123,1 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/357 DES RATES 

vom 15. Januar 2016 

über den im Namen der Europäischen Union zu vertretenden Standpunkt im Stabilitäts- und 
Assoziationsrat EU-ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien im Hinblick auf die Beteiligung 
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien im Rahmen von Artikel 4 und 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 168/2007 als Beobachter an den Arbeiten der Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte und die entsprechenden Modalitäten einschließlich Bestimmungen über die 
Mitwirkung an den von der Agentur eingeleiteten Initiativen, über finanzielle Beiträge und 

Personal 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 352 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Europäische Rat sah auf seiner Tagung im Dezember 1997 in Luxemburg in der Beteiligung an einer Agentur 
der Union eine Möglichkeit zur Intensivierung der Heranführungsstrategie. Den Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates zufolge soll von Fall zu Fall entschieden werden, an welchen Agenturen der Union sich 
Bewerberländer beteiligen können. 

(2)  Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates (1) steht die Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte (im Folgenden „Agentur“) der Teilnahme von Bewerberländern im Rahmen der Artikel 4 und 5 
offen. 

(3)  Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien befürwortet die Zielsetzungen der Agentur sowie Umfang und 
Inhalt ihrer Aufgaben, wie sie in der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 niedergelegt sind. 

(4)  Das zentrale Ziel der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien ist es, Mitglied der Union zu werden, und 
die Beteiligung an der Agentur wird die Erreichung dieses Ziels erleichtern — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Der Standpunkt, den die Europäische Union im Stabilitäts- und Assoziationsrat EU–ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien im Hinblick auf die Beteiligung der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien als Beobachter an den 
Arbeiten der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte und die entsprechenden Modalitäten zu vertreten hat, 
beruht auf dem Entwurf eines Beschlusses des Stabilitäts- und Assoziationsrats EU-ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, der dem vorliegenden Beschluss beigefügt ist. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Januar 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J.R.V.A. DIJSSELBLOEM  
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ENTWURF 

BESCHLUSS Nr. …/2016 DES STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRATS EU–EHEMALIGE 
JUGOSLAWISCHE REPUBLIK MAZEDONIEN 

vom … 

über die Beteiligung der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien im Rahmen von 
Artikel 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 als Beobachter an den Arbeiten der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte und zu den entsprechenden Modalitäten einschließlich 
Bestimmungen über die Mitwirkung an den von der Agentur eingeleiteten Initiativen, über 

finanzielle Beiträge und Personal 

DER STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRAT EU–EHEMALIGE JUGOSLAWISCHE REPUBLIK MAZEDONIEN — 

gestützt auf das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union, einerseits, und der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, andererseits (1), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 15. Februar 2007 zur Errichtung einer Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte (2), insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Europäische Rat sah auf seiner Tagung im Dezember 1997 in Luxemburg in der Beteiligung an einer Agentur 
der Union eine Möglichkeit zur Intensivierung der Heranführungsstrategie. Den Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates zufolge soll von Fall zu Fall entschieden werden, an welchen Agenturen sich Bewerberländer 
beteiligen können. 

(2)  Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien befürwortet die Zielsetzungen der Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte (im Folgenden „Agentur“) sowie Umfang und Inhalt ihrer Aufgaben, wie sie in der 
Verordnung (EG) Nr. 168/2007 niedergelegt sind. 

(3)  Es ist angemessen, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien die Beteiligung als Beobachter an den 
Arbeiten der Agentur zu ermöglichen und die Modalitäten einer solchen Beteiligung einschließlich Bestimmungen 
über die Mitwirkung an den von der Agentur eingeleiteten Initiativen, über finanzielle Beiträge und Personal zu 
regeln. 

(4)  Es ist ferner angemessen, dass sich die Agentur im Rahmen von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 168/2007 mit Grundrechtsfragen in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien in dem Maße 
befasst, wie dies für die schrittweise Anpassung des Landes an das Unionsrecht erforderlich ist. 

(5)  Im Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 zur 
Festlegung des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften kann der Direktor der Agentur die Einstellung von Staatsan­
gehörigen der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, die im Vollbesitz ihrer staatsbürgerlichen Rechte 
sind, genehmigen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien beteiligt sich in ihrer Eigenschaft als Bewerberland als Beobachter an 
der durch die Verordnung (EG) Nr. 168/2007 errichteten Agentur der Europäischen Union für Grundrechte. 

Artikel 2 

(1) Die Agentur kann sich im Rahmen von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 mit 
Grundrechtsfragen in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien in dem Maße befassen, wie dies für die 
schrittweise Anpassung des Landes an das Unionsrecht erforderlich ist. 

(2) Zu diesem Zweck kann die Agentur in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien die in den Artikeln 4 
und 5 der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 genannten Aufgaben wahrnehmen. 

12.3.2016 L 67/32 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 84 vom 20.3.2004, S. 13. 
(2) ABl. L 53 vom 22.2.2007, S. 1. 



Artikel 3 

Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien leistet einen finanziellen Beitrag zu den in Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 168/2007 genannten Tätigkeiten der Agentur, der sich gemäß dem Anhang zu diesem Beschluss bemisst. 

Artikel 4 

(1) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien überträgt die Funktion des Beobachters bzw. dessen 
Stellvertreters Personen, die den Anforderungen in Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 genügen. 
Diese nehmen gleichberechtigt mit den von den Mitgliedstaaten benannten Mitgliedern und deren Stellvertretern an den 
Arbeiten des Verwaltungsrats teil, besitzen jedoch kein Stimmrecht. 

(2) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien bestellt gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 168/2007 einen Beamten zum nationalen Verbindungsbeamten. 

(3) Binnen vier Monaten nach Inkrafttreten dieses Beschlusses teilt die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien 
der Kommission die Namen, Qualifikationen und Kontaktadressen der in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen 
mit. 

Artikel 5 

Die an die Agentur übermittelten oder von ihr stammenden Informationen können veröffentlicht und der Allgemeinheit 
unter der Voraussetzung zugänglich gemacht werden, dass vertrauliche Daten in der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien denselben Schutz genießen wie in der Union. 

Artikel 6 

Die Agentur besitzt in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien dieselbe Rechtsstellung, wie sie juristischen 
Personen nach dem Recht der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien zusteht. 

Artikel 7 

Um der Agentur und ihrem Personal die Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, gewährt ihnen die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien die Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe der Artikel 1 bis 4, 5, 6, 10 bis 13, 
15, 17 und 18 des Protokolls Nr. 7 über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union, das dem Vertrag über 
die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt ist. 

Artikel 8 

Die Beteiligten treffen alle Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art, die erforderlich sind, um ihren Verpflichtungen 
aus diesem Beschluss nachzukommen, und notifizieren sie dem Stabilitäts- und Assoziationsrat. 

Artikel 9 

Dieser Beschluss tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu … 

Im Namen des Stabilitäts-und Assoziationsrats 

Der Präsident  
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ANHANG 

FINANZBEITRAG DER EHEMALIGEN JUGOSLAWISCHEN REPUBLIK MAZEDONIEN FÜR DIE AGENTUR 
DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR GRUNDRECHTE 

1.  Der Finanzbeitrag, den die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien für ihre Teilnahme an der Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte (die Agentur) an den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union gemäß 
Nummer 2 abzuführen hat, entspricht den Gesamtkosten ihrer Teilnahme. 

2.  Der Finanzbeitrag der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien zum Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union stellt sich wie folgt dar: 

Jahr 1: 165 000 EUR 

Jahr 2: 170 000 EUR 

Jahr 3: 175 000 EUR  

3.  Eventuelle Finanzhilfen aus Unterstützungsprogrammen der Union werden gesondert beschlossen. 

4.  Der Beitrag der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien wird gemäß der Haushaltsordnung (1) für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union verwaltet. 

5.  Reise- und Aufenthaltskosten, die Vertretern und Sachverständigen der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien durch die Teilnahme an Aktivitäten der Agentur oder Sitzungen im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Arbeitsprogramms der Agentur entstehen, werden von der Agentur auf der gleichen Grundlage 
und nach den gleichen Verfahren erstattet, wie sie derzeit für die Mitgliedstaaten der Union gelten. 

6.  Nach Inkrafttreten dieses Beschlusses und zu Beginn jedes folgenden Jahres fordert die Kommission von der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien Mittel in Höhe des Beitrags an, den diese gemäß diesem Beschluss 
an die Agentur zu entrichten hat. Für das erste Kalenderjahr wird der Beitrag der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien ab dem ersten Tag ihrer Beteiligung bis zum Jahresende anteilig berechnet. Der Beitrag für die folgenden 
Jahre richtet sich nach diesem Beschluss. 

7.  Der Finanzbeitrag lautet auf EUR und ist auf ein EUR-Bankkonto der Kommission zu überweisen. 

8.  Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien zahlt ihren Beitrag spätestens innerhalb von 30 Tagen, nachdem 
die Kommission die Mittel angefordert hat. 

9.  Bei verspäteter Zahlung des Beitrags werden der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien ab dem 
Fälligkeitstag Verzugszinsen für den ausstehenden Betrag berechnet. Als Zinssatz wird der um 1,5 Prozentpunkte 
erhöhte, am Fälligkeitstag geltende Zinssatz der Europäischen Zentralbank für Geschäfte in EUR angewandt.  

12.3.2016 L 67/34 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung 
für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 
26.10.2012, S. 1). 



DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/358 DES RATES 

vom 8. März 2016 

zur Ermächtigung der Französischen Republik zur Verringerung der Steuern auf Benzin und 
Dieselkraftstoff gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (1), insbesondere auf Artikel 19, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit dem Durchführungsbeschluss 2013/193/EU des Rates (2) wurde die Französische Republik (im Folgenden 
„Frankreich“) ermächtigt, im Rahmen einer Verwaltungsreform, die die Dezentralisierung bestimmter, früher von 
der Zentralregierung ausgeübter Befugnisse vorsah, für einen Zeitraum von drei Jahren auf unverbleites Benzin 
und Dieselkraftstoff reduzierte Steuersätze anzuwenden. Der Beschluss 2013/193/EU lief am 31. Dezember 2015 
aus. 

(2)  Mit Schreiben vom 20. Oktober 2015 hat Frankreich die Ermächtigung beantragt, es den französischen Regionen 
nach dem 31. Dezember 2015 für einen weiteren Zeitraum von zwei Jahren zu gestatten, Steuerermäßigungen 
anzuwenden, die für unverbleites Benzin 17,7 EUR je 1 000 Liter und für Dieselkraftstoff 11,5 EUR je 
1 000 Liter nicht überschreiten dürfen. 

(3)  Der Durchführungsbeschluss 2013/193/EU wurde auf der Grundlage angenommen, dass die von Frankreich 
beantragte Maßnahme die Anforderungen gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG erfüllte, denen zufolge 
Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen ausschließlich aufgrund besonderer politischer Erwägungen gestattet sind. 
Insbesondere wurde davon ausgegangen, dass die Maßnahme das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes 
nicht beeinträchtigt. Des Weiteren wurde davon ausgegangen, dass sie mit den relevanten politischen Zielen der 
Union in Einklang stand. 

(4)  Die nationale Maßnahme ist Teil einer Strategie, die darauf abzielt, die Verwaltungseffizienz durch Verbesserung 
der Qualität und Senkung der Kosten der öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern, sowie Teil einer Dezentrali­
sierungsstrategie. Frankreich möchte seinen Regionen einen zusätzlichen Anreiz bieten, die Qualität ihrer 
Verwaltung auf transparente Weise zu verbessern. In dieser Hinsicht wird im Durchführungsbeschluss 
2013/193/EU gefordert, dass die Ermäßigungen den objektiven sozioökonomischen Bedingungen in den 
Regionen, in denen sie angewendet werden, Rechnung tragen. Folglich wurden ermäßigte Sätze von mehreren 
Regionen angewendet, deren Bruttoinlandsprodukt niedriger oder deren Arbeitslosigkeit höher ist als der 
Durchschnitt. Generell basiert die nationale Maßnahme auf besonderen politischen Erwägungen. 

(5)  Da für die Ermäßigung der Verbrauchsteuern auf regionaler Ebene sehr enge Grenzen gesetzt sind und 
Dieselkraftstoff für gewerbliche Zwecke von der Maßnahme ausgeschlossen wurde, ist das Risiko von 
Wettbewerbsverzerrungen auf dem Binnenmarkt sehr gering. 

(6)  Es wurden auch keine Behinderungen des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarktes — vor allem im 
Zusammenhang mit dem Verkehr der betreffenden Erzeugnisse, die der Verbrauchsteuer unterliegen — gemeldet. 

(7)  Vor der Maßnahme wird eine Erhöhung des nationalen Steuersatzes erfolgen. Vor diesem Hintergrund und unter 
Berücksichtigung der Bedingungen in der Ermächtigung und der gewonnenen Erfahrung scheint die Maßnahme 
gegenwärtig nicht im Widerspruch zur Energie- und Klimaschutzpolitik der Union zu stehen. 

(8)  Nach Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG ist jede aufgrund dieser Bestimmung gewährte 
Ermächtigung zu befristen. Frankreich hat die Ermächtigung für einen Zeitraum von zwei Jahren beantragt. Es ist 
daher angebracht, die Geltungsdauer dieses Beschlusses auf zwei Jahre zu befristen. 
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(9)  Es sollte sichergestellt werden, dass Frankreich die besondere Ermäßigung aufgrund dieses Beschlusses nahtlos im 
Anschluss an die Situation gemäß dem Durchführungsbeschluss 2013/193/EU vor dem 1. Januar 2016 
anwenden kann. Die beantragte Ermächtigung sollte daher mit Wirkung von 1. Januar 2016 gewährt werden. 

(10)  Dieser Beschluss gilt unbeschadet der Anwendung der Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Frankreich wird ermächtigt, auf unverbleites Benzin und auf Dieselkraftstoff ermäßigte Steuersätze anzuwenden. 
Für gewerblich genutzten Dieselkraftstoff im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG kann diese 
Möglichkeit einer Ermäßigung nicht in Anspruch genommen werden. 

(2) Den Verwaltungsregionen kann gestattet werden, gestaffelte Ermäßigungen zu gewähren, sofern folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

a)  Die Ermäßigungen betragen höchstens 17,7 EUR je 1 000 Liter unverbleites Benzin und höchstens 11,5 EUR je 
1 000 Liter Dieselkraftstoff; 

b)  die Ermäßigungen überschreiten nicht die Differenz zwischen den Steuersätzen für nicht gewerblich genutzten und 
für gewerblich genutzten Dieselkraftstoff; 

c)  die Ermäßigungen tragen den objektiven sozioökonomischen Bedingungen in den Regionen, in denen sie angewandt 
werden, Rechnung; 

d)  mit der Anwendung der regionalen Ermäßigungen wird keiner Region im Handel innerhalb der Union ein 
Wettbewerbsvorteil eingeräumt. 

(3) Mit den ermäßigten Steuersätzen werden die in der Richtlinie 2003/96/EG festgelegten Anforderungen und 
insbesondere die in Artikel 7 genannten Mindestsätze eingehalten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Er gilt ab dem 1. Januar 2016. 

Er läuft am 31. Dezember 2017 aus. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Französische Republik gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 8. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J.R.V.A. DIJSSELBLOEM  
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BESCHLUSS (GASP) 2016/359 DES RATES 

vom 10. März 2016 

zur Änderung des Beschlusses 2014/145/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 

untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 17. März 2014 den Beschluss 2014/145/GASP (1) über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen, erlassen. 

(2)  Am 14. September 2015 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1524 (2) erlassen, mit dem die Maßnahmen um 
weitere sechs Monate verlängert werden. 

(3)  Angesichts der andauernden Untergrabung oder Bedrohung der territorialen Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine sollte der Beschluss 2014/145/GASP um weitere sechs Monate verlängert werden. 

(4)  Der Rat hat die einzelnen Benennungen überprüft. Der Anhang sollte geändert und die Einträge zu drei 
verstorbenen Personen sollten gestrichen werden. 

(5)  Der Beschluss 2014/145/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2014/145/GASP wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dieser Beschluss gilt bis zum 15. September 2016.“  

2. Der Anhang wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 10. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
K.H.D.M. DIJKHOFF  
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ANHANG 

I.  Folgende Personen werden von der Liste im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP gestrichen: 

PERSONEN 

7. Yuriy Gennadyevich ZHEREBTSOV 

41. Igor Dmitrievich SERGUN 

133 Pavel DREMOV   

II.  Die Einträge zu folgenden Personen und Organisationen im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP erhalten 
folgende Fassung: 

LISTE DER PERSONEN  

Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Sergey Valeryevich 
AKSYONOV, 

Sergei Valerievich 
AKSENOV (Сергей 
Валерьевич AKCëHOB), 

Serhiy Valeriyovych 
AKSYONOV (Сергiй 
Валерiйович Аксьонов) 

Geburtsdatum: 
26.11.1972 

Geburtsort: Beltsy 
(Bălți), jetzt Republik 
Moldau 

Aksyonov wurde am 27. Februar 
2014 in Anwesenheit prorussischer 
Bewaffneter im Obersten Rat der Krim 
zum „Ministerpräsidenten der Krim“ 
gewählt. Seine „Wahl“ wurde am 
1. März 2014 vom amtierenden ukra­
inischen Präsidenten Oleksandr Tur­
chynov als verfassungswidrig erklärt. 
Er ist aktiv für das „Referendum“ vom 
16. März 2014 eingetreten und war ei­
ner der Mitunterzeichner des „Vertrags 
vom 18. März 2014 über den Beitritt 
der Krim zur Russischen Föderation“. 
Am 9. April 2014 wurde er von Präsi­
dent Putin zum amtierenden „Staats­
oberhaupt“ der sogenannten „Republik 
Krim“ ernannt. Am 9. Oktober 2014 
wurde er formal zum „Staatsober­
haupt“ der sogenannten „Republik 
Krim“ gewählt. Aksyonov verfügte im 
Anschluss daran, dass das Amt des 
„Staatsoberhaupts“ mit dem des „Mi­
nisterpräsidenten“ vereint wird. 

Mitglied des russischen Staatsrates. 

17.3.2014 

2. Vladimir Andreevich 
KONSTANTINOV 
(Владимир Андреевич 
Константинов) 

Geburtsdatum: 
19.11.1956 

Geburtsort: 
Vladimirovka (alias 
Vladimirovca), Region 
Slobozia, Moldauische 
SSR (jetzt Republik 
Moldau) oder Bogomol, 
Moldauische SSR 

Als Vorsitzender des Obersten Rates 
der Autonomen Republik Krim hat 
Konstantinov eine wichtige Rolle bei 
den Beschlüssen des Obersten Rates 
hinsichtlich des „Referendums“ gegen 
die territoriale Unversehrtheit der 
Ukraine gespielt und Wähler aufgefor­
dert, für die Unabhängigkeit der Krim 
zu stimmen. Er war einer der Mitun­
terzeichner des „Vertrags vom 
18. März 2014 über den Beitritt der 
Krim zur Russischen Föderation“. 

Seit dem 17. März 2014 ist er „Vorsit­
zender“ des „Staatsrats“ der sogenann­
ten „Republik Krim“. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

3. Rustam Ilmirovich 
TEMIRGALIEV (Рустам 
Ильмирович 
Темиргалиев) 

Geburtsdatum: 
15.8.1976 

Geburtsort: Ulan-Ude, 
Buryat ASSR (Russische 
SFSR) 

Als ehemaliger Stellvertretender Minis­
ter der Krim hat Temirgaliev eine wich­
tige Rolle bei den Beschlüssen des 
Obersten Rates hinsichtlich des „Refe­
rendums“ gegen die territoriale Unver­
sehrtheit der Ukraine gespielt. Er hat 
aktiv für die Integration der Krim in 
die Russischen Föderation geworben. 

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des 
„Ersten Stellvertretenden Ministerpräsi­
denten“ der sogenannten „Republik 
Krim“ zurückgetreten. 

17.3.2014 

5. Aleksei Mikhailovich 
CHALIY (Алексей 
Михайлович Чалый) 

Geburtsdatum: 
13.6.1961 

Geburtsort: Moskau 
oder Sewastopol 

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch 
Volksakklamation „Volksbürgermeister 
von Sewastopol“ geworden und hat 
diese „Wahl“ angenommen. Er ist aktiv 
dafür eingetreten, dass Sewastopol 
nach dem Referendum vom 16. März 
2014 eine gesonderte Einheit der Rus­
sischen Föderation wird. Er war einer 
der Mitunterzeichner des „Vertrags 
vom 18. März 2014 über den Beitritt 
der Krim zur Russischen Föderation“. 
Er war vom 1. bis 14. April 2015 am­
tierender „Gouverneur“ von Sewasto­
pol und ist ein ehemaliger „gewählter“ 
Vorsitzender der gesetzgebenden Ver­
sammlung der Stadt Sewastopol. 

17.3.2014 

6. Pyotr Anatoliyovych 
Zima (Пётр Анатольевич 
Зима) 

Geburtsdatum: 
29.3.1965 

Zima ist am 3. März 2014 von „Minis­
terpräsident“ Aksyonov zum neuen 
Leiter des Sicherheitsdienstes der Krim 
(SBU) ernannt worden und hat diese 
Ernennung angenommen. Er hat dem 
russischen Geheimdienst (SBU) ein­
schlägige Informationen einschließlich 
einer Datenbank zur Verfügung ge­
stellt. Dazu gehörten Informationen zu 
Euromaidan-Aktivisten und Menschen­
rechtsverteidigern der Krim. Er hat 
eine wichtige Rolle dabei gespielt, den 
Behörden der Ukraine die Kontrolle 
über das Gebiet der Krim zu entziehen. 
Am 11. März 2014 wurde von ehema­
ligen SBU-Offizieren der Krim die Bil­
dung eines unabhängigen Sicherheits­
dienstes der Krim verkündet. 

17.3.2014 

12.3.2016 L 67/39 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

8. Sergey Pavlovych 
TSEKOV (Сергей 
Павлович Цеков) 

Geburtsdatum: 
29.9.1953 oder 
23.9.1953 oder 
28.9.1953 

Geburtsort: Simferopol 

Als stellvertretender Vorsitzender des 
Obersten Rates der Krim hat Tsekov 
zusammen mit Sergey Aksyonov die 
unrechtmäßige Entlassung der Regie­
rung der Autonomen Republik Krim 
eingeleitet. Er hat Vladimir Konstanti­
nov in dieses Vorhaben hineingezogen, 
indem er ihm mit Entlassung drohte. 
Er hat öffentlich eingeräumt, dass die 
Parlamentsmitglieder der Krim die Ini­
tiatoren der Einladung an russische 
Soldaten waren, den Obersten Rat der 
Krim zu besetzen. Er war eine der ers­
ten Persönlichkeiten der Krim, die 
öffentlich die Annexion der Krim an 
Russland gefordert haben. 

Mitglied im Föderationsrat der Russi­
schen Föderation für die sogenannte 
„Republik Krim“. 

17.3.2014 

9. Ozerov, Viktor 
Alekseevich (Виктор 
Алексеевич Озеров) 

Geburtsdatum: 
5.1.1958 

Geburtsort: Abakan, 
Khakassia 

Vorsitzender des Sicherheits- und Ver­
teidigungsausschusses des Föderations­
rates der Russischen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Ozerov im Na­
men des Sicherheits- und Verteidi­
gungsausschusses des Föderationsrates 
der Russischen Föderation im Födera­
tionsrat die Entsendung russischer 
Streitkräfte in die Ukraine öffentlich 
befürwortet. 

17.3.2014 

11. Klishas, Andrei 
Aleksandrovich (Андрей 
Александрович Клишас) 

Geburtsdatum: 
9.11.1972 

Geburtsort: Swerdlowsk 

Vorsitzender des Ausschusses für Ver­
fassungsrecht des Föderationsrates der 
Russischen Föderation. 

Am 1  März 2014 hat Klishas im Fö­
derationsrat die Entsendung russischer 
Streitkräfte in die Ukraine öffentlich 
befürwortet. In öffentlichen Erklärun­
gen hat Klishas versucht, eine russische 
Militärintervention in der Ukraine zu 
rechtfertigen, indem er behauptet hat, 
dass „der ukrainische Präsident den 
Appell der Behörden der Krim an den 
Präsidenten der Russischen Föderation, 
eine allumfassende Unterstützung zur 
Verteidigung der Bürger der Krim zu 
entsenden, unterstützt“. 

17.3.2014 

14. TOTOONOV, Aleksandr 
Borisovich (Александр 
Борисович Тотоонов) 

Geburtsdatum: 
3.4.1957 

Geburtsort: 
Ordzhonikidze, 
Nordossetien 

Mitglied des Ausschusses für interna­
tionale Angelegenheiten des Födera­
tionsrates der Russischen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Totoonov im 
Föderationsrat die Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine öffent­
lich befürwortet. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

15. PANTELEEV, Oleg 
Evgenevich (Олег 
Евгеньевич Пантелеев) 

Geburtsdatum: 
21.7.1952 

Geburtsort: 
Zhitnikovskoe, Region 
Kurgan 

Ehemaliger erster stellvertretender Vor­
sitzender des Ausschusses für parla­
mentarische Angelegenheiten im Föde­
rationsrat. 

Am 1. März 2014 hat Panteleev im 
Föderationsrat die Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine öffent­
lich befürwortet. 

Gegenwärtig ist er erster stellvertreten­
der Gouverneur des Oblast Kurgan 
und Leiter der Regierungsdelegation 
des Oblast Kurgan bei der Regierung 
der Russischen Föderation. 

17.3.2014 

19. VITKO, Aleksandr 
Viktorovich (Александр 
Викторович Витко) 

Geburtsdatum: 
13.9.1961 

Geburtsort: Vitebsk 
(Belarussische SSR) 

Befehlshaber der Schwarzmeerflotte, 
Admiral. 

Kommandiert russische Streitkräfte, 
die souveränes Hoheitsgebiet der Ukra­
ine besetzt haben. 

17.3.2014 

33. Elena Borisovna 
MIZULINA (geb. 
DMITRIYEVA) (Елена 
Борисовна Мизулина 
(geb. Дмитриева) 

Geburtsdatum: 
9.12.1954 

Geburtsort: Bui, Region 
Kostroma 

Ehemalige Abgeordnete in der Staats­
duma. Urheberin und Mitträgerin der 
jüngsten Gesetzesvorschläge in Russ­
land, die es Regionen eines anderen 
Staates ermöglichen sollen, Russland 
ohne die vorherige Zustimmung der 
zentralen Behörden dieses Staates bei­
zutreten. 

Seit September 2015 Mitglied des Fö­
derationsrats der Region Omsk. 

21.3.2014 

36. Oleg Genrikhovich 
SAVELYEV (Олег 
Генрихович Савельев) 

Geburtsdatum: 
27.10.1965 

Geburtsort: Leningrad 

Ehemaliger Minister für Krim-Angele­
genheiten. Verantwortlich für die In­
tegration der annektierten Autonomen 
Republik Krim in die Russische Föde­
ration. 

Gegenwärtig stellvertretender Stabschef 
der russischen Regierung, verantwort­
lich für die Arbeitsorganisation der Re­
gierungskommission für die sozioöko­
nomische Entwicklung der sogenann­
ten „Republik Krim“. 

29.4.2014 

45. Andriy Yevgenovych 
PURGIN (Андрiй 
Eвгенович Пургiн), 

Andrei Evgenevich 
PURGIN (Андрей 
Евгеньевич Пургин) 

Geburtsdatum: 
26.1.1972 

Geburtsort: Donezk 

Nahm aktiv an separatistischen Aktio­
nen teil und organisierte sie, Koordina­
tor von Aktionen „russischer Touris­
ten“ in Donezk. Mitgründer der „Bür­
gerinitiative des Donezkbeckens für die 
Eurasische Union“. Bis 4. September 
2015 „Vorsitzender“ des „Volksrates 
der Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

46. Denys Volodymyrovych 
PUSHYLIN (Денис 
Володимирович 
Пушилiн), 

Denis Vladimirovich 
PUSHILIN (Денис 
Владимирович 
Пушилин) 

Geburtsdatum: 
9.5.1981 oder 9.5.1982 

Geburtsort: Makiivka 
(Oblast Donezk) 

Einer der Anführer der „Volksrepublik 
Donezk“. Beteiligt an der Einnahme 
und Besetzung der Regionalverwal­
tung. Aktiver Sprecher der Separatis­
ten. Bis 4. September 2015 sogenann­
ter „Stellvertretender Vorsitzender“ des 
„Volksrates“ der sogenannten „Volksre­
publik Donezk“. Seit dem 4. September 
2015 „Vorsitzender“ des „Volksrates 
der Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 

47. TSYPLAKOV Sergey 
Gennadevich (Цыплаков 
Сергей Геннадьевич) 

Geburtsdatum: 
1.5.1983 

Geburtsort: Khartsyzsk, 
Oblast Donezk 

Einer der Anführer der ideologisch ra­
dikalen Organisation der Volksmiliz 
des Donezkbeckens. War aktiv an der 
Einnahme einiger staatlicher Gebäude 
in der Region Donezk beteiligt. 

29.4.2014 

48. Igor Vsevolodovich 
GIRKIN (Игорь 
Всеволодович Гиркин) 
(alias Igor STRELKOV, 
Ihor STRIELKOV) 

Geburtsdatum: 
17.12.1970 

Geburtsort: Moskau 

Identifiziert als Mitarbeiter der Haupt­
verwaltung für Aufklärung beim Gene­
ralstab der Streitkräfte der Russischen 
Föderation (GRU). War an Zwischen­
fällen in Slawiansk beteiligt. Leiter der 
Bürgerbewegung „Novorossia“. Ehema­
liger „Verteidigungsminister“ der soge­
nannten „Volksrepublik Donezk“. 

29.4.2014 

53. Oleg Grigorievich 
KOZYURA (Олег 
Григорьевич Козюра) 

Geburtsdatum: 
19.12.1962 

Geburtsort: Zaporozhye 

Ehemaliger Leiter des Amtes des föde­
ralen Migrationsdienstes für Sewasto­
pol. Verantwortlich für die systemati­
sche beschleunigte Ausstellung von 
russischen Pässen an die Einwohner 
Sewastopols. 

Gegenwärtig Assistent des Stadtratsab­
geordneten von Sewastopol Mikhail 
Chaluy. 

12.5.2014 

54. Viacheslav 
PONOMARIOV, 
Vyacheslav 
Volodymyrovich 
PONOMARYOV 
(В'ячеслав 
Володимирович 
Пономарьов), Viacheslav 
Vladimirovich 
PONOMAREV (Вячеслав 
Владимирович 
Пономарëв) 

Geburtsdatum: 
2.5.1965 

Geburtsort: Slaviansk 
(Oblast Donezk) 

Ehemaliger selbsternannter „Volksbür­
germeister“ von Slaviansk (bis 10. Juni 
2014). Appellierte an Vladimir Putin, 
russische Truppen zum Schutz der 
Stadt zu senden, und bat ihn später, 
Waffen zu liefern. Die Gefolgsleute 
von Ponomariov sind an Entführungen 
beteiligt (sie nahmen Irma Krat und 
den „Vice News“-Reporter Simon Ost­
rovsky gefangen, beide wurden später 
freigelassen, und sie hielten nach dem 
Wiener OSZE-Dokument eingesetzte 
Militärbeobachter gefangen). Unter­
stützt weiterhin aktiv die Handlungen 
und politischen Vorstellungen der Se­
paratisten. 

12.5.2014 
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Name Angaben zur  
Identifizierung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

57. Oleg TSARIOV, Oleh 
Anatoliyovych TSAROV 
(Олег Анатолтович 
Царьов), Oleg 
Anatolevich TSAREV 
(Олег Анатольевич 
Цаpëв) 

Geburtsdatum: 
2.6.1970 

Geburtsort: 
Dnipropetrowsk 

Ehemaliges Mitglied der Rada, sprach 
sich in dieser Eigenschaft öffentlich für 
die Schaffung der sogenannten „Föde­
rativen Republik Novorossiya“ aus, die 
sich aus südostukrainischen Regionen 
zusammensetzen soll. Unterstützt wei­
terhin aktiv die Handlungen oder poli­
tischen Vorstellungen der Separatisten. 
Ehemaliger „Vorsitzender“ des soge­
nannten „Parlaments der Union der 
Volksrepubliken“ („Parlament von No­
vorossiya“). 

12.5.2014 

62. Aleksandr Yurevich 
BORODAI (Александр 
Юрьевич Бородай) 

Geburtsdatum: 
25.7.1972 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger sogenannter „Ministerpräsi­
dent der Volksrepublik Donezk“ und 
in dieser Eigenschaft verantwortlich 
für separatistische „staatliche“ Aktivitä­
ten der sogenannten „Regierung der 
Volksrepublik Donezk“ (hat beispiels­
weise am 8. Juli 2014 erklärt: „Unser 
Militär führt eine Sonderoperation ge­
gen die ukrainischen ‚Faschisten‘ 
durch.“); Unterzeichner der Vereinba­
rung über die „Union Novorossiya“. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen oder politischen Vorstellungen 
der Separatisten; leitet die „Freiwilligen­
union des Donezk-Beckens“. 

12.7.2014 

64. Alexandr 
Aleksandrovich 
KALYUSSKY, (Александр 
Александрович 
Калюсский) 

Geburtsdatum: 
9.10.1975 

Ehemaliger sogenannter „De-facto- 
Stellvertretender Ministerpräsident für 
soziale Angelegenheiten der Volksrepu­
blik Donezk“. Verantwortlich für die 
separatistischen „staatlichen“ Aktivitä­
ten der sogenannten „Regierung der 
Volksrepublik Donezk“. 

12.7.2014 

65. Alexander KHRYAKOV, 
Aleksandr Vitalievich 
KHRYAKOV (Александр 
Витальевич Хряков), 
Oleksandr Vitaliyovych 
KHRYAKOV (Олександр 
ВiTалiйович Хряков) 

Geburtsdatum: 
6.11.1958 

Geburtsort: Donezk 

Ehemaliger sogenannter „Minister für 
Information und Massenkommunika­
tion der Volksrepublik Donezk“. Mit­
glied des sogenannten „Volksrats“ der 
„Volksrepublik Donezk“. Verantwort­
lich für die pro-separatistischen Propa­
gandaaktivitäten der sogenannten „Re­
gierung der ‚Volksrepublik Donezk‘“. 

12.7.2014 

71. Nikolay KOZITSYN 
(Николай Козицын) 

Geburtsdatum: 
20.6.1956 oder 
6.10.1956 

Geburtsort: Djerzjinsk, 
Region Donezk 

Befehlshaber der Kosaken-Armee. 

Kommandiert Separatisten, die in der 
Ostukraine gegen die Streitkräfte der 
ukrainischen Regierung kämpfen. 

12.7.2014 
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81. Alexander Nikolayevich 
TKACHYOV (Александр 
Николаевич Ткачëв) 

Geburtsdatum: 
23.12.1960 

Geburtsort: Vyselki, 
Region Krasnodar 

Ehemaliger Gouverneur des Kreises 
Krasnodar. 

Ihm wurde vom amtierenden Staats­
oberhaupt der Autonomen Republik 
Krim für die Unterstützung, die er bei 
der rechtwidrigen Annexion der Krim 
leistete, ein Orden „für die Befreiung 
der Krim“ verliehen. Bei dieser Gele­
genheit teilte das amtierende Staats­
oberhaupt der Autonomen Republik 
Krim mit, dass Tkachyov einer der ers­
ten gewesen sei, der seine Unterstüt­
zung für die neue Führung der Krim 
bekundet habe. 

Gegenwärtig Minister für Landwirt­
schaft der Russischen Föderation (seit 
dem 22. April 2015). 

25.7.2014 

83. Ekaterina Iurievna 
GUBAREVA (Екатерина 
Юрьевна Губарева), 

Katerina Yuriyovna 
GUBARIEVA (Катерина 
Юрiйовнa Губарева) 

Geburtsdatum: 
5.7.1983 oder 
10.3.1983 

Geburtsort: Kakhovka 
(Oblast Kherson) 

Ehemalige sogenannte „Ministerin für 
auswärtige Angelegenheiten“; in dieser 
Eigenschaft war sie für die Verteidi­
gung der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“ verantwortlich und hat so die 
territoriale Unversehrtheit, Souveräni­
tät und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben. Zudem wird ihr Bank­
konto genutzt, um illegale Separatis­
tengruppen zu finanzieren. Durch die 
Übernahme und Ausübung ihres Am­
tes hat sie Handlungen und Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen und politischen Vorstellungen 
der Separatisten. 

Mitglied des „Volksrats“ der sogenann­
ten „Volksrepublik Donezk“. 

25.7.2014 

98. Miroslav Vladimirovich 
RUDENKO (Мирослав 
Владимирович Руденко) 

Geburtsdatum: 
21.1.1983 

Geburtsort: Debalcevo 

Steht in Verbindung mit der „Volksmi­
liz des Donezkbeckens“. Er hat unter 
anderem erklärt, dass diese ihren 
Kampf im Rest des Landes fortsetzen 
wird. Damit hat Rudenko Handlungen 
und politische Maßnahmen unter­
stützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit 
der Ukraine untergraben. Sogenannter 
„Volksabgeordneter“ (Mitglied) im soge­
nannten „Volksrat der Volksrepublik 
Donezk“. 

12.9.2014 

99. Gennadiy Nikolaiovych 
TSYPKALOV, 

Gennadii Nikolaevich 
TSYPKALOV (Геннадий 
Николаевич Цыпкалов) 

Geburtsdatum: 
21.6.1973 

Geburtsort: Oblast 
Rostov (Russland) 

Nachfolger von Marat Bashirov als so­
genannter „Ministerpräsident“ der so­
genannten „Volksrepublik Lugansk“. 
Bis dahin war er in der „Armee des Sü­
dostens“ tätig. Tsypkalov hat daher 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 
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100. Andrey Yurevich 
PINCHUK (Андрей 
Юрьевич Пинчук) 

Mögliches Geburtsda­
tum: 27.12.1977 

Ehemaliger „Minister für Staatssicher­
heit“ der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“. Steht in Verbindung mit Vla­
dimir Antyufeyev, der für die separatis­
tischen „staatlichen“ Aktivitäten der so­
genannten „Regierung der Volksrepu­
blik Donezk“ verantwortlich ist. Er hat 
daher Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 
Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen oder politischen Vorstellungen 
der Separatisten. „Geschäftsführender 
Direktor“ der „Freiwilligenunion des 
Donezk-Beckens“. 

12.9.2014 

102. Andrei Nikolaevich 
RODKIN (Андрей 
Николаевич Родкин) 

Geburtsdatum: 
23.9.1976 

Geburtsort: Moskau 

Vertreter der sogenannten „Volksrepu­
blik Donezk“ in Moskau. In seinen 
Stellungnahmen erwähnte er unter an­
derem, dass die Milizen zu einem Gue­
rillakrieg bereit seien und dass sie Waf­
fensysteme der ukrainischen Streit­
kräfte beschlagnahmt hätten. Er hat 
daher Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

Einer der Anführer der „Freiwilligen­
union des Donezk-Beckens“. 

12.9.2014 

105. Mikhail Sergeyevich 
SHEREMET (Михаил 
Сергеевич Шеремет) 

Geburtsdatum: 
23.5.1971 

Geburtsort: Dzhankoy 

Sogenannter „Erster stellvertretender 
Ministerpräsident“ der Krim. Sheremet 
spielte eine Schlüsselrolle bei der Orga­
nisation und Durchführung des Refe­
rendums vom 16. März auf der Krim 
über die Vereinigung mit Russland. 
Zum Zeitpunkt des Referendums 
führte Sheremet Berichten zufolge die 
pro-russischen „Selbstverteidigungs­
kräfte“ auf der Krim an. Er hat daher 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 

116. Svetlana Sergeevna 
ZHUROVA (Светлана 
Сергеевна Журова) 

Geburtsdatum: 
7.1.1972 

Geburtsort: Pavlov an 
der Newa 

Erste stellvertretende Vorsitzende des 
Ausschusses der Staatsduma für 
auswärtige Angelegenheiten. Am 
20. März 2014 stimmte sie für den 
Entwurf des föderalen Verfassungsge­
setzes „über die Aufnahme der Repu­
blik Krim in die Russische Föderation 
und die Bildung neuer Föderationssub­
jekte innerhalb der Russischen Födera­
tion — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewasto­
pol“. 

12.9.2014 
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120. Serhiy KOZYAKOV (alias 
Sergey Kozyakov) 
(Сергей Козьяков) 

Geburtsdatum: 
29.9.1982 

Als ehemaliger „Leiter der zentralen 
Wahlkommission von Luhansk“ war er 
verantwortlich für die Organisation 
der sogenannten „Wahlen“ vom 2. No­
vember 2014 in der sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. Diese „Wah­
len“ verstoßen gegen ukrainisches 
Recht und sind daher unrechtmäßig. 
Im Oktober 2015 wurde er zum „Jus­
tizminister“ der sogenannten „Volksre­
publik Luhansk“ ernannt. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion und die Organisation 
der unrechtmäßigen „Wahlen“ hat er 
daher aktiv Handlungen und politische 
Maßnahmen unterstützt, die die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine un­
tergraben und die Ukraine weiter de­
stabilisieren. 

29.11.2014 

121. Oleg Konstantinovich 
AKIMOV (alias Oleh 
AKIMOV) (Олег 
Константинович 
Акимов) 

Geburtsdatum: 
15.9.1981 

Geburtsort: Lugansk 

Abgeordneter der „Wirtschaftsunion 
Lugansk“ im „Nationalrat“ der „Volksre­
publik Lugansk“. Kandidierte bei den 
sogenannten „Wahlen“ vom 2. Novem­
ber 2014 für das Amt des „Staatsober­
haupts“ der sogenannten „Volksrepu­
blik Lugansk“. Diese „Wahlen“ versto­
ßen gegen ukrainisches Recht und sind 
daher unrechtmäßig. Akimov ist seit 
2014 „Leiter“ des sogenannten „Ge­
werkschaftsbunds“ der „Volksrepublik 
Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion und die förmliche Teil­
nahme an den unrechtmäßigen „Wah­
len“ als Kandidat hat er somit aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 

126. Dmitry Aleksandrovich 
SEMYONOV, 

Dmitrii Aleksandrovich 
SEMENOV (Дмитрий 
Александрович Семенов) 

Geburtsdatum: 
3.2.1963 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger „Stellvertretender Minister­
präsident für Finanzen“ der sogenann­
ten „Volksrepublik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 
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127. Oleg BUGROV (Олег 
Бугров) 

Geburtsdatum: 
29.8.1969 

Ehemaliger „Verteidigungsminister“ der 
sogenannten „Volksrepublik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

29.11.2014 

134. Alexey Yurevich 
MILCHAKOV alias Fritz, 
Serbian (Алексей 
Юрьевич МИЛЬЧАКОВ) 

Geburtsdatum: 
30.4.1991 oder 
30.1.1991 

Geburtsort: Sankt 
Petersburg 

Befehlshaber der „Rusich“-Einheit, ei­
ner bewaffneten Separatistengruppe, 
die in die Kämpfe in der Ostukraine 
verwickelt ist. 

In dieser Funktion hat er aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

135. Arseny Sergeevich 
PAVLOV (alias Motorola) 

(ApcéHий Сергеевич 
ПÁВЛОВ) (alias 
Моторoла) 

Geburtsdatum: 
2.2.1983 

Geburtsort: Ukhta, 
Komi 

Befehlshaber des „Sparta“-Bataillons, 
einer bewaffneten Separatistengruppe, 
die in die Kämpfe in der Ostukraine 
verwickelt ist. 

In dieser Funktion hat er aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

137. Eduard Aleksandrovich 
BASURIN (Эдуард 
Александрович Басурин) 

Geburtsdatum: 
27.6.1966 oder 
21.6.1966 

Geburtsort: Donezk 

Sogenannter „Stellvertretender Befehls­
haber“ des Verteidigungsministeriums 
der sogenannten „Volksrepublik Do­
nezk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

138. Alexandr Vasilievich 
SHUBIN (Александр 
Васильевич ШУБИН) 

Geburtsdatum: 
20.5.1972 oder 
30.5.1972 

Geburtsort: Luhansk 

Ehemaliger sogenannter „Justizminis­
ter“ der unrechtmäßigen sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. Seit Okto­
ber 2015 Vorsitzender der „zentralen 
Wahlkommission“ der sogenannten 
„Volksrepublik Luhansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 
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140. Sergey Yurevich 
IGNATOV (Сергей 
Юрьевич ИГНАТОВ) alias: 
KUZOVLEV  

Sogenannter Oberbefehlshaber der 
Volksmiliz der sogenannten „Volksre­
publik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieser Funktion hat er daher aktiv 
Handlungen und politische Maßnah­
men unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine untergraben 
und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

141. Ekaterina FILIPPOVA 
(Екатерина 
Владимировна 
ФИЛИППОВА) 

Geburtsdatum: 
20.11.1988 

Geburtsort: 
Krasnoarmëisk 

Ehemalige sogenannte „Justizministe­
rin“ der sogenannten „Volksrepublik 
Donezk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat sie daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

143. Evgeny Vladimirovich 
MANUILOV (Евгений 
Владимирович 
Мануйлов) 

Geburtsdatum: 
5.1.1967 

Sogenannter „Minister für Einkommen 
und Steuern“ der sogenannten „Volks­
republik Lugansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat er daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

145. Olga BESEDINA (Ольга 
Игорева БЕСЕДИНА) 

Geburtsdatum: 
10.12.1976 

Ehemalige sogenannten „Ministerin für 
wirtschaftliche Entwicklung und Han­
del“ der sogenannten „Volksrepublik 
Luhansk“. 

Durch die Übernahme und Ausübung 
dieses Amtes hat sie daher aktiv Hand­
lungen und politische Maßnahmen un­
terstützt, die die territoriale Unver­
sehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und 
die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

148. Arkady Viktorovich 
BAKHIN (Аркадий 
Викторович Бахин) 

Geburtsdatum: 
8.5.1956 

Geburtsort: Kaunas, 
Litauen 

Ehemaliger erster stellvertretender Ver­
teidigungsminister (bis 17. November 
2015); war in dieser Funktion an der 
Unterstützung der Entsendung russi­
scher Streitkräfte in die Ukraine betei­
ligt. 

Gemäß der derzeitigen Struktur des 
russischen Verteidigungsministeriums 
ist er in dieser Funktion an der Gestal­
tung und der Umsetzung der Politik 
der russischen Regierung beteiligt. 
Diese Maßnahmen bedrohen die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine. 

16.2.2015 
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149. Andrei Valeryevich 
KARTAPOLOV (Андрей 
Валерьевич Картaпoлoв) 

Geburtsdatum: 
9.11.1963 

Geburtsort: Deutsche 
Demokratische Republik 

Seit dem 10. November 2015 Befehls­
haber des westlichen Militärbezirks. 
Ehemaliger Direktor der Hauptabtei­
lung Operationen und stellvertretender 
Leiter des Generalstabs der Streitkräfte 
der Russischen Föderation. Aktiv an 
der Gestaltung und der Umsetzung der 
Militärkampagne der russischen Streit­
kräfte in der Ukraine beteiligt. 

Gemäß der Tätigkeitsbeschreibung des 
Generalstabs ist er durch die Ausübung 
operativer Kontrolle über die Streit­
kräfte aktiv an der Gestaltung und der 
Umsetzung der Politik der russischen 
Regierung beteiligt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine bedroht. 

16.2.2015  

LISTE DER ORGANISATIONEN  

Name Begründung 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

1. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Chernomorneftegaz“ 
(vormals PJSC 
Chernomorneftegaz) 

Das „Parlament der Krim“ nahm am 17. März 2014 eine Ent­
schließung an, in der im Namen der „Republik Krim“ die Aneig­
nung von Vermögenswerten des Unternehmens Chernomornef­
tegaz erklärt wird. Das Unternehmen ist somit von den „Behör­
den“ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 29. Novem­
ber2014 neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der Re­
publik Krim „Chernomorneftegaz“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ УНИТАР­
НОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „ЧЕРНОМОРНЕФТЕГАЗ“). 
Gründer: Ministerium für Energie und Kohleindustrie der Repu­
blik Krim (МИНИСТЕРСТВО ТОПЛИВА И ЭНЕРГЕТИКИ РЕСПУБЛИКИ 
КРЫМ). 

12.5.2014 

2. Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 
„Port Feodosia“ (früher 
Feodosia) 

Das „Parlament der Krim“ nahm am 17. März 2014 eine Ent­
schließung an, in der im Namen der „Republik Krim“ die Aneig­
nung von Vermögenswerten des Unternehmens Feodosia erklärt 
wird. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der Krim 
effektiv konfisziert worden. Am 9. Februar 2015 neu registriert 
als Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Port Feodosia“ 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ПОРТ ФЕОДО­
СИЯ“). Gründer: Yuri Garyevich Rovinskiy (Юрий Гарьевич Ро­
винский). 

12.5.2014 

10. Sogenannte „Volksmiliz 
des Donezkbeckens“ 
„Нарoдное oпoлчéние 
Дoнбáсса“ 

Illegale bewaffnete Separatistengruppe, verantwortlich für den 
Kampf gegen die Streitkräfte der ukrainischen Regierung in der 
Ostukraine und somit eine Bedrohung für die Stabilität oder die 
Sicherheit der Ukraine. 

Die militante Gruppe hat Anfang April 2014 u. a. die Kontrolle 
über mehrere Regierungsgebäude in der Ostukraine übernom­
men und somit die territoriale Integrität, die Souveränität und 
die Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. 

Ihr früherer Anführer Pavel Gubarev ist verantwortlich für die 
Übernahme des Gebäudes der regionalen Regierung in Donezk 
durch prorussische Streitkräfte und hat sich selbst zum „Volks­
gouverneur“ ernannt. 

25.7.2014 
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13. Staatseinheitsunterneh­
men der Stadt 
Sewastopol „Seehafen 
Sewastopol“ (vormals 
staatliches Unternehmen 
„Seehandelshafen 
Sewastopol“ 
Государственное 
предприятие 
„Севастопольский 
морской торговый порт“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
Sevastopolski morskoy 
torgovy port) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Parlament der Krim“ verabschie­
dete am 17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14„über 
die Verstaatlichung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini­
schen Ministerien für Infrastruktur bzw. Landwirtschaft“, in der 
im Namen der „Republik Krim“ die Aneignung der Vermögens­
werte des staatlichen Unternehmens „Seehandelshafen Sewasto­
pol“ erklärt wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behör­
den“ der Krim effektiv konfisziert worden. In Bezug auf das 
Handelsvolumen ist dies der größte Seehandelshafen der Krim. 
Am 6. Juni 2014 neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen 
der Stadt Sewastopol „Seehafen Sewastopol“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ 
УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ ГОРОДА СЕВАСТОПОЛЯ „СЕВАСТО­
ПОЛЬСКИЙ МОРСКОЙ ПОРТ“). Gründer: Die Regierung von Se­
wastopol (Правительство Севастополя). 

25.7.2014 

14. Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 
„Seehafen Kerch“/ 
„Kamysh-Burun“ 
(vormals staatliches 
Unternehmen 
„Seehandelshafen Kerch“ 
Государственное 
предприятие 
„Керченский морской 
торговый порт“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
Kerchenski morskoy 
torgovy port) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Parlament der Krim“ verabschie­
dete am 17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14„über 
die Verstaatlichung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini­
schen Ministerien für Infrastruktur bzw. Landwirtschaft“ und 
am 26. März 2014 die Entschließung Nr. 1865-6/14„über das 
staatliche Unternehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘“('О Государст­
венном предприятии „Крымские морские порты“), mit der im 
Namen der „Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte 
des staatlichen Unternehmens „Seehandelshafen Kerch“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. In Bezug auf das Handelsvolu­
men ist dies der zweitgrößte Seehandelshafen der Krim. Am 
9. Dezember 2014 neu eingetragen als Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung „Seehafen Kerch“ „Kamysh-Burun“ 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „КЕРЧЕНСКИЙ 
МОРСКОЙ ПОРТ ‚КАМЫШ-БУРУН‘“). Gründer: Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung „Vostok-Capital“, eingetragen in Donezk, 
Ukraine (ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ВОС­
ТОК КЭПИТАЛ“); Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Vostok“, 
eingetragen in Donezk, Ukraine (ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ 
ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „ВОСТОК“); Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung „Altcom Invest-Stroi“, eingetragen in Donezk, Ukraine 
(ОБЩЕСТВО С ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „АЛЬТКОМ 
ИНВЕСТ-СТРОЙ“) und Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Alt­
com-Beton“, eingetragen in Borispol, Ukraine (ОБЩЕСТВО С 
ОГРАНИЧЕННОЙ ОТВЕТСТВЕННОСТЬЮ „АЛЬТКОМ-БЕТОН“). 

25.7.2014 

15. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Universal-Avia“ 
(vormals staatliches 
Unternehmen Universal- 
Avia Государственное 
предприятие 
„Универсал-Авиа“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
„Universal-Avia“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 24. März 2014 den Beschluss 
Nr. 1794-6/14 über das staatseigene Unternehmen „Gosudarst­
venoye predpriyatiye Universal-Avia“ („О Государственном пред­
приятии ‚Универсал-Авиа‘)“, in dem im Namen der „Republik 
Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des staatlichen Un­
ternehmens „Universal-Avia“ erklärt wurde. Das Unternehmen 
ist somit von den „Behörden“ der Krim effektiv konfisziert wor­
den. Am 15. Januar 2015 neu eingetragen als Staatseinheitsun­
ternehmen der Republik Krim „Universal-Avia“ (ГОСУДАРСТВЕН­
НОЕ УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „УНИВЕРСАЛ- 
АВИА“). Gründer: Ministerium für Verkehr der Republik Krim 
(МИНИСТЕРСТВО ТРАНСПОРТА РЕСПУБЛИКИ КРЫМ). 

25.7.2014 
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16. Bundesstaatliches 
Haushaltsunternehmen 
„Kurort Nizhnyaya 
Oreanda“ der 
Verwaltung des 
Präsidenten der 
Russischen Föderation 
(vormals Kurort 
„Nizhnyaya Oreanda“ 
Санаторий „Нижняя 
Ореанда“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 21. März 2014 den Beschluss 
Nr. 1767-6/14„in Bezug auf die Gründung einer Vereinigung 
von Kur- und Badeorten“, in dem im Namen der „Republik 
Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Kurorts „Nizh­
nyaya Oreanda“ erklärt wurde. Das Unternehmen ist somit von 
den „Behörden“ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 9. 
Oktober 2014 neu eingetragen als bundesstaatliches Haushalts­
unternehmen „Kurort Nizhnyaya Oreanda“ der Verwaltung des 
Präsidenten der Russischen Föderation (ФЕДЕРАЛЬНОЕ ГОСУ­
ДАРСТВЕННОЕ БЮДЖЕТНОЕ УЧРЕЖДЕНИЕ „САНАТОРИЙ ‚НИЖНЯЯ 
ОРЕАНДА‘УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕ­
РАЦИИ“). Gründer: Verwaltung des Präsidenten der Russischen 
Föderation (УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕ­
ДЕРАЦИИ). 

25.7.2014 

18. Bundesstaatliches 
Haushaltsunternehmen 
„Landwirtschaftliche 
Produktionsvereinigung 
‚Massandra‘“ der 
Verwaltung des 
Präsidenten der 
Russischen Föderation 
(vormals staatlicher 
Konzern „Nationale 
Erzeugervereinigung 
‚Massandra‘“ 
Национальное 
производственно- 
аграрное объединение 
„Массандра“ 
Nacionalnoye 
proizvodstvenno 
agrarnoye obyedinenye 
„Massandra“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agrarindustriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Unter­
nehmens „Nationale Erzeugervereinigung ‚Massandra‘“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. Am 1. August 2014 neu ein­
getragen als bundesstaatliches Haushaltsunternehmen „Landwirt­
schaftliche Produktionsvereinigung ‚Massandra‘“ der Verwaltung 
des Präsidenten der Russischen Föderation (ФЕДЕРАЛЬНОЕ ГОСУ­
ДАРСТВЕННОЕ УНИТАРНОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ „ПРОИЗВОДСТВЕННО-АГ­
РАРНОЕ ОБЪЕДИНЕНИЕ ‚МАССАНДРА‘УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕЗИ­
ДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕРАЦИИ“). Gründer: Verwaltung des Prä­
sidenten der Russischen Föderation (УПРАВЛЕНИЯ ДЕЛАМИ ПРЕ­
ЗИДЕНТА РОССИЙСКОЙ ФЕДЕРАЦИИ). 

25.7.2014 

19. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Nationales Weininstitut 
‚Magarach‘“ (vormals 
„Staatliches 
Unternehmen Magarach 
des nationalen 
Weininstituts“ 
Государственное 
предприятие Агрофирма 
„Магарач“ 
Национального 
института винограда и 
вина „Магарач“ 
Gosudarstvenoye 
predpriyatiye 
„Agrofirma Magarach“ 
nacionalnogo instituta 
vinograda i vina 
„Magarach“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agro-industriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des Unter­
nehmens „Gosudarst-venoye predpriyatiye ‚Agrofirma Magarach‘ 
nacionalnogo instituta vinograda i vina ‚Magarach‘“ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ der 
Krim effektiv konfisziert worden. Am 15. Januar 2015 neu ein­
getragen als Staatseineheitsunternehmen der Republik Krim „Na­
tionales Weininstitut ‚Magarach‘“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ 
БЮДЖЕТНОЕ УЧРЕЖДЕНИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „НАЦИОНАЛЬНЫЙ 
НАУЧНО-ИССЛЕДОВАТЕЛЬСКИЙ ИНСТИТУТ ВИНОГРАДА И ВИНА 
‚МАГАРАЧ‘“). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der Repu­
blik Krim (МИНИСТЕРСТВО СЕЛЬСКОГО ХОЗЯЙСТВА РЕСПУБЛИКИ 
КРЫМ). 

25.7.2014 
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20. Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
„Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘“ (vormals 
Staatliches 
Unternehmen 
„Schaumweinhersteller 
Novy Svet“ 
Государственное 
предприятиеЗавод 
шампанских вин „Новый 
свет“ Gosudarstvenoye 
predpriyatiye „Zavod 
shampanskykh vin 
Novy Svet“) 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entgegen ukraini­
schem Recht übertragen. Das „Präsidium des Parlaments der 
Krim“ verabschiedete am 9. April 2014 den Beschluss 
Nr. 1991-6/14 zur Änderung der Entschließung Nr. 1836-6/14 
des Staatsrates der Republik Krim vom 26. März 2014 „über die 
Verstaatlichung des Eigentums von im Gebiet der Republik 
Krim belegenen Unternehmen, Einrichtungen und Organisatio­
nen des agrarindustriellen Komplexes“, in der im Namen der 
„Republik Krim“ die Aneignung der Vermögenswerte des staatli­
chen Unternehmens „Zavod shampanskykh vin Novy Svet“ er­
klärt wurde. Das Unternehmen ist somit von den „Behörden“ 
der Krim effektiv konfisziert worden. Am 4. Januar 2015 neu 
eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der Republik Krim 
„Schaumweinhersteller ‚Novy Svet‘“ (ГОСУДАРСТВЕННОЕ УНИТАР­
НОЕ ПРЕДПРИЯТИЕ РЕСПУБЛИКИ КРЫМ „ЗАВОД ШАМПАНСКИХ ВИН 
‚НОВЫЙ СВЕТ‘“). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der Re­
publik Krim (МИНИСТЕРСТВО СЕЛЬСКОГО ХОЗЯЙСТВА РЕСПУБ­
ЛИКИ КРЫМ). 

25.7.2014 

23. RUSSISCHE 
NATIONALE 
HANDELSBANK 

РОССИЙСКИЙ 
НАЦИОНАЛЬНЫЙ 
КОММЕРЧЕСКИЙ БАНК 

Nach der rechtswidrigen Annexion der Krim ging die Russische 
Nationale Handelsbank (RNCB) vollständig in das Eigentum der 
sogenannten „Republik Krim“ über. Sie wurde ein dominanter 
Marktteilnehmer, obwohl sie vor der Annexion auf der Krim 
keine Rolle spielte. Durch den Erwerb oder die Übernahme von 
Zweigstellen sich zurückziehender Banken auf der Krim, hat die 
RNCB materiell und finanziell die Maßnahmen der russischen 
Regierung zur Eingliederung der Krim in die Russische Födera­
tion unterstützt und so die territoriale Unversehrtheit der Ukrai­
ne untergraben. 

30.7.2014    
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (GASP) 2016/360 DES RATES 

vom 11. März 2016 

zur Durchführung des Beschlusses 2013/798/GASP über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2013/798/GASP des Rates vom 23. Dezember 2013 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik (1), insbesondere auf Artikel 2c, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 23. Dezember 2013 hat der Rat den Beschluss 2013/798/GASP angenommen. 

(2)  Am 7. März 2016 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der gemäß der Resolution 2127 
(2013) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, eine Person und eine Einrichtung in die Liste 
der Personen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen. 

(3)  Der Anhang des Beschlusses 2013/798/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2013/798/GASP wird gemäß dem Anhang dieses Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 11. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A.G. KOENDERS  

12.3.2016 L 67/53 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 51. 



ANHANG 

Dem Anhang des Beschlusses 2013/798/GASP werden folgende Einträge angefügt: 

A. Personen 

„9.  Joseph KONY (Aliasnamen: a) Kony, b) Joseph Rao Kony, c) Josef Kony, d) Le Messie sanglant) 

Funktion: Befehlshaber der Lord's Resistance Army (Widerstandsarmee des Herrn) 

Geburtsdatum: a) 1959, b) 1960, c) 1961, d) 1963, e) 18. Sep. 1964, f) 1965, g) (Aug. 1961), h) (Jul. 1961), 
i) 1. Jan. 1961, j) (Apr. 1963) 

Geburtsort: a) Palaro, Gemeinde Palaro, Bezirk Omoro, Distrikt Gulu, Uganda, b) Odek, Omoro, Gulu, Uganda, 
c) Atyak, Uganda 

Staatsangehörigkeit: Ugandischer Reisepass 

Anschrift: a) Vakaga, Zentralafrikanische Republik, b) Haute-Kotto, Zentralafrikanische Republik, c) Basse-Kotto, 
Zentralafrikanische Republik, d) Haut-Mbomou, Zentralafrikanische Republik, e) Mbomou, Zentralafrikanische 
Republik, f) Haut-Uolo, Demokratische Republik Kongo, g) Bas-Uolo, Demokratische Republik Kongo, 
h) (gemeldete Anschrift: Kafia Kingi (ein Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen 
endgültiger Status noch nicht festgelegt ist). Seit Januar 2015 wurden Berichten zufolge 500 Mitglieder der 
Lord's Resistance Army aus Sudan ausgewiesen.) 

Benannt am: 7. März 2016. 

Weitere Angaben: 

Kony ist Gründer und Anführer der Lord's Resistance Army (LRA) (CFe.002). Unter seiner Führung beteiligte 
sich die LRA an der Entführung, Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Die 
LRA ist verantwortlich für Entführungen, Vertreibungen, sexuelle Gewalttaten und Morde, denen Hunderte von 
Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer fielen, und sie hat ziviles Eigentum geplündert und 
zerstört. Name des Vaters: Luizi Obol. Name der Mutter: Nora Obol. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die Aufnahme 
in die Liste: 

Joseph Kony wurde am 7. März 2016 nach Nummer 12 und Nummer 13 Buchstaben b, c und d der Resolution 
2262 (2016) in die Liste aufgenommen als eine Person, ‚die Handlungen [vornimmt] oder [unterstützt], die den 
Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben‘, ‚an der Planung, 
Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt [ist], die gegen die 
internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die Menschenrechts­
übergriffe oder -verletzungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe auf Zivilpersonen, 
ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie Entführungen und 
Vertreibungen‘, ‚unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaffneten Konflikt in der Zentralafri­
kanischen Republik Kinder einziehen oder einsetzen‘ und ‚durch die illegale Ausbeutung von und den 
unerlaubten Handel mit natürlichen Ressourcen in oder aus der Zentralafrikanischen Republik, einschließlich 
Diamanten, Gold [und aus wildlebenden] Tier- und Pflanzenarten […] gewonnener Produkte, bewaffnete 
Gruppen oder kriminelle Netzwerke [unterstützt]‘. 

Weitere Angaben: 

Kony hat die Lord's Resistance Army (LRA) gegründet und wird als ihr Gründer, religiöser Führer, Vorsitzender 
und Oberbefehlshaber beschrieben. Nach ihrer Gründung in Norduganda in den 1980er-Jahren beteiligte sich die 
LRA an der Entführung, Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Unter 
wachsendem militärischem Druck hat Kony der LRA 2005 und 2006 den Rückzug aus Uganda befohlen. 
Seitdem ist die LRA in der Demokratischen Republik Kongo, der Zentralafrikanischen Republik, Südsudan und 
Berichten zufolge in Sudan aktiv. 

Als Anführer der LRA entwickelt Kony die Strategie der LRA und sorgt für ihre Durchführung, was unter 
anderem den Dauerbefehl einschließt, die Zivilbevölkerung anzugreifen und brutal gegen sie vorzugehen. Seit 
Dezember 2013 begeht die LRA unter der Führung von Joseph Kony Entführungen, Vertreibungen, sexuelle 
Gewalttaten und Morde, denen Hunderte von Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer fielen, 
und plündert und zerstört ziviles Eigentum. Die LRA konzentriert sich nun im Osten der Zentralafrikanischen 
Republik und Berichten zufolge in Kafia Kingi, einem Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, 
dessen endgültigen Status noch nicht geklärt ist, das aber unter der militärischen Kontrolle von Sudan steht, und 
plündert dort Dörfer, um sich mit Lebensmitteln und Vorräten zu versorgen. Die Kämpfer legen Hinterhalte, um 
Sicherheitskräfte anzugreifen, und stehlen ihre Ausrüstung, wenn sie auf die Angriffe der LRA reagieren; 
Kämpfer der LRA überfallen und plündern auch Dörfer, in denen keine Streitkräfte stationiert sind. Die LRA 
unternimmt auch zunehmend Angriffe auf Diamanten- und Goldminen. 
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Gegen Kony liegt ein vom Internationalen Strafgerichtshof ausgestellter Haftbefehl vor. Der IStGH beschuldigt 
ihn des zwölffachen Verbrechens gegen die Menschlichkeit, unter anderem des Mordes, der Versklavung, der 
sexuellen Versklavung, der Vergewaltigung sowie unmenschlicher Handlungen, die in schwerer Verletzung der 
körperlichen und der geistigen Gesundheit bestehen, und wirft ihm Kriegsverbrechen in 21 Fällen vor, die unter 
anderem Mord, grausame Behandlung von Zivilpersonen, vorsätzliche Angriffe auf die Zivilbevölkerung, 
Plünderung, Vergewaltigung und Zwangsrekrutierung von Kindern unter 15 Jahren durch Entführung umfassen. 

Kony hat den Rebellen den Dauerbefehl erteilt, Diamanten und Gold von handwerklich Bergbautreibenden im 
Osten der Zentralafrikanischen Republik zu rauben. Berichten zufolge werden einige der Minerale von Konys 
Gruppe nach Sudan transportiert oder für den Handel mit lokalen Zivilpersonen und Mitgliedern der früheren 
Séléka genutzt. 

Kony hat seinen Kämpfer ebenfalls die Anweisung erteilt, Elefanten im Nationalpark Garamba in der 
Demokratischen Republik Kongo zu wildern; Berichten zufolge werden von dort aus Elefantenstoßzähne durch 
den Osten der Zentralafrikanischen Republik nach Sudan transportiert, wo sie offenbar von hochrangigen LRA- 
Mitgliedern verkauft und für den Handel mit sudanesischen Händlern und örtlichen Beamten genutzt werden. 
Der Elfenbeinhandel ist für Konys Gruppe eine bedeutende Einnahmequelle. Seit Januar 2015 wurden 
500 Mitglieder der Lord's Resistance Army Berichten zufolge aus Sudan ausgewiesen.“  

B. Einrichtungen 

„2.  LORD'S RESISTANCE ARMY (Aliasnamen: a) LRA, b) Lord's Resistance Movement (LRM), c) Lord's Resistance 
Movement/Army (LRM/A) 

Anschrift: a) Vakaga, Zentralafrikanische Republik, b) Haute-Kotto, Zentralafrikanische Republik, c) Basse-Kotto, 
Zentralafrikanische Republik, d) Haut-Mbomou, Zentralafrikanische Republik, e) Mbomou, Zentralafrikanische 
Republik, f) Haut-Uolo, Demokratische Republik Kongo, g) Bas-Uolo, Demokratische Republik Kongo, 
h) (gemeldete Anschrift: Kafia Kingi (ein Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen 
endgültiger Status noch nicht geklärt ist). Seit Januar 2015 wurden 500 Mitglieder der Lord's Resistance Army 
Berichten zufolge aus Sudan ausgewiesen. 

Benannt am: 7. März 2016. 

Weitere Angaben: In den 1980er-Jahren in Norduganda gegründet. Beteiligt an der Entführung, Ermordung und 
Verstümmelung Tausender Zivilisten in Zentralafrika, darunter Hunderte in der Zentralafrikanischen Republik. 
Der Anführer ist Joseph Kony. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die Aufnahme 
in die Liste: 

Die Lord's Resistance Army wurde am 7. März 2016 nach Nummer 12 und Nummer 13 Buchstaben b, c und d 
der Resolution 2262 (2016) in die Liste als Einrichtung aufgenommen, ‚die Handlungen [vornimmt] oder 
[unterstützt], die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben‘, 
‚an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt [ist], 
die gegen die internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die 
Menschenrechtsmissbräuche oder -verletzungen darstellen, namentlich sexuelle Gewalttaten, gezielte Angriffe auf 
Zivilpersonen, ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser sowie 
Entführungen und Vertreibungen‘, ‚unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in dem bewaffneten 
Konflikt in der Zentralafrikanischen Republik Kinder einziehen oder einsetzen‘ und ‚durch die illegale 
Ausbeutung von und den unerlaubten Handel mit natürlichen Ressourcen in oder aus der Zentralafrikanischen 
Republik, einschließlich Diamanten, Gold [und aus wildlebenden] Tier- und Pflanzenarten […] gewonnener 
Produkte, bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke [unterstützt]‘. 

Weitere Angaben: 

Nach ihrer Gründung in Norduganda in den 1980er-Jahren beteiligte sich die LRA an der Entführung, 
Ermordung und Verstümmelung Tausender Zivilisten in ganz Zentralafrika. Unter zunehmendem militärischem 
Druck ordnete der Anführer der LRA, Joseph Kony, 2005 und 2006 den Rückzug der LRA aus Uganda an. 
Seitdem ist die LRA in der Demokratischen Republik Kongo, der Zentralafrikanischen Republik, Südsudan und 
Berichten zufolge Sudan aktiv. 

Seit Dezember 2013 begeht die LRA Entführungen, Vertreibungen, sexuelle Gewalttaten und Morde, denen 
Hunderte von Menschen in der Zentralafrikanischen Republik zum Opfer gefallen sind, und plündert und 
zerstört ziviles Eigentum. Die LRA konzentriert sich nun im Osten der Zentralafrikanischen Republik und 
Berichten zufolge in Kafia Kingi, einem Gebiet an der Grenze zwischen Sudan und Südsudan, dessen endgültiger 
Status noch nicht geklärt ist, das aber unter der militärischen Kontrolle von Sudan steht, und plündert dort 
Dörfer, um sich mit Lebensmitteln und Vorräten zu versorgen. Die Kämpfer legen Hinterhalte, um 
Sicherheitskräfte anzugreifen, und stehlen ihre Ausrüstung, wenn sie auf die Angriffe der LRA reagieren; 
Kämpfer der LRA überfallen und plündern auch Dörfer, in denen keine Streitkräfte stationiert sind. Die LRA 
unternimmt auch zunehmend Angriffe auf Diamanten- und Goldminen. 
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LRA-Zellen werden oft von Gefangenen begleitet, die zur Arbeit als Träger, Köche und Sexsklaven gezwungen 
werden. Die LRA begeht geschlechtsspezifische Gewalttaten, einschließlich Vergewaltigungen von Frauen und 
jungen Mädchen. 

Im Dezember 2013 entführte die LRA Dutzende Menschen in Haute-Kotto. Die LRA war Berichten zufolge an 
der Entführung von Hunderten von Zivilisten in der Zentralafrikanischen Republik seit Anfang 2014 beteiligt. 

Kämpfer der LRA griffen Anfang 2014 mehrfach Obo in der Präfektur Haute-Mbomou im Osten der Zentralafri­
kanischen Republik an. 

Die LRA griff zwischen Mai und Juli 2014 Obo und andere Orte im Südosten der Zentralafrikanischen Republik 
an; unter anderem führte sie Anfang Juni scheinbar koordinierte Angriffe und Entführungen in der Präfektur 
Mbomou durch. 

Mindestens seit 2014 ist die LRA an der Elefantenwilderei und am Elfenbeinschmuggel beteiligt, um Einnahmen 
zu erwirtschaften. Berichten zufolge schmuggelt die LRA Elfenbein aus dem Garamba-Nationalpark im Norden 
der Demokratischen Republik Kongo nach Darfur, um es gegen Waffen und Vorräte einzutauschen. Die LRA 
transportiert Berichten zufolge die Stoßzähne von gewilderten Elefanten durch die Zentralafrikanische Republik 
nach Darfur im Sudan, um sie dort zu verkaufen. Zudem hat Kony Berichten zufolge seit Anfang 2014 Kämpfer 
der LRA angewiesen, Diamanten und Gold von Bergarbeitern im Osten der Zentralafrikanischen Republik zu 
plündern und nach Sudan zu bringen. Seit Januar 2015 wurden 500 Mitglieder der Lord's Resistance Army 
Berichten zufolge aus Sudan ausgewiesen. 

Anfang Februar 2015 entführten schwer bewaffnete Kämpfer der LRA Zivilpersonen in Kpangbayanga in der 
Präfektur Haut-Mbomou und stahlen Lebensmittel. 

Nach einem Angriff der LRA auf Ndambissoua im Südosten der Zentralafrikanischen Republik am 20. April 
2015, bei dem Kinder entführt wurden, flohen die meisten Dorfbewohner. Und Anfang Juli 2015 griff die LRA 
mehrere Dörfer im Süden der Präfektur Haute-Kotto an, bei denen es zu Plünderungen, Gewalttaten gegen die 
Zivilbevölkerung, dem Niederbrennen von Häusern und Entführungen kam. 

Seit Januar 2016 haben Angriffe, die der LRA zugeschrieben werden, in Mbomou, Haut-Mbomou und Haute- 
Kotto zugenommen, wobei vor allem die Bergbaugebiete in Haute-Kotto betroffen sind. Bei diesen Angriffen 
kam es zu Plünderungen, Gewalttaten gegen die Zivilbevölkerung, der Zerstörung von Eigentum und 
Entführungen. Sie führten zu Vertreibungen der Bevölkerung, darunter etwa 700 Menschen, die in Bria Zuflucht 
suchten.“   
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/361 DER KOMMISSION 

vom 10. März 2016 

zur Änderung des Anhangs I der Entscheidung 2004/211/EG hinsichtlich des Eintrags für China in 
der Liste von Drittländern und Teilen von Drittländern, aus denen Einfuhren von lebenden 
Equiden sowie von Equidensperma, -eizellen und -embryonen in die Europäische Union zugelassen 

sind 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2016) 1450) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den 
Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, 
soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 
90/425/EWG unterliegen (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe a, 

gestützt auf die Richtlinie 2009/156/EG des Rates vom 30. November 2009 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus Drittländern (2), insbesondere auf Artikel 12 
Absätze 1 und 4, auf den einleitenden Satz des Artikels 19 sowie auf Artikel 19 Buchstaben a und b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Richtlinie 92/65/EWG enthält Bestimmungen für die Einfuhr von unter anderem Samen, Eizellen und 
Embryonen von Equiden in die Union. Diese Bestimmungen müssen denen, die für den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten gelten, mindestens gleichwertig sein. 

(2)  In der Richtlinie 2009/156/EG sind die tierseuchenrechtlichen Vorschriften für die Einfuhr lebender Equiden in 
die Union festgelegt. Darin ist festgelegt, dass die Einfuhr von Equiden in die Union nur aus Drittländern 
zugelassen ist, die bestimmten Tiergesundheitsanforderungen entsprechen. 

(3)  Die Entscheidung 2004/211/EG der Kommission (3) enthält eine Liste der Drittländer bzw., falls eine 
Regionalisierung festgelegt ist, der Teile von Drittländern, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Equiden 
sowie von Equidensperma, -eizellen und -embryonen gestatten sollen, sowie weitere Einfuhrbedingungen. Diese 
Liste befindet sich in Anhang I der Entscheidung 2004/211/EG. 

(4)  Um vom 29. April bis zum 1. Mai 2016 ein Turnier der Global Champions Tour unter der Schirmherrschaft der 
Internationalen Reiterlichen Vereinigung (Fédération Equestre Internationale — FEI) veranstalten zu können, 
haben die zuständigen chinesischen Behörden die Anerkennung einer von Equidenkrankheiten freien Zone in der 
Großstadtregion Shanghai beantragt, die direkt vom nahen internationalen Flughafen aus zugänglich ist. Da die 
Gebäude auf dem Parkplatz der EXPO 2010 nur für einen begrenzten Zeitraum errichtet wurden, sollte nur eine 
befristete Anerkennung der betreffenden Zone vorgesehen werden. 
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(1) ABl. L 268 vom 14.9.1992, S. 54. 
(2) ABl. L 192 vom 23.7.2010, S. 1. 
(3) Entscheidung 2004/211/EG der Kommission vom 6. Januar 2004 zur Erstellung der Liste von Drittländern und Teilen von Drittländern, 
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Änderung der Entscheidungen 93/195/EWG und 94/63/EG (ABl. L 73 vom 11.3.2004, S. 1). 



(5)  Angesichts der Garantien und Informationen seitens der chinesischen Behörden und um die Wiedereinfuhr 
registrierter Pferde aus einem Teil des chinesischen Hoheitsgebiets nach vorübergehender Ausfuhr für einen 
befristeten Zeitraum gemäß der Entscheidung 93/195/EWG der Kommission (1) zu gestatten, hat die Kommission 
den Durchführungsbeschluss (EU) 2015/557 (2) erlassen und die Region CN-2 in China vorübergehend für die 
Zwecke des Turniers der Global Champions Tour vom 8.-10. Mai 2015 anerkannt. 

(6)  Da das Turnier 2016 unter denselben Tiergesundheits- und Quarantänebedingungen, die 2015 galten, erneut 
stattfinden wird, ist es angezeigt, für die Region CN-2 das Datum in Spalte 15 der Tabelle in Anhang I der 
Entscheidung 2004/211/EG entsprechend anzupassen. 

(7)  Die Entscheidung 2004/211/EG sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I der Entscheidung 2004/211/EG wird in Spalte 15 der Zeile für die Region CN-2 in China der Wortlaut 
„Gültig vom 25. April bis 25. Mai 2015“ durch folgenden Wortlaut ersetzt: „Gültig vom 15. April bis 15. Mai 2016“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 10. März 2016 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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(1) Entscheidung 93/195/EWG der Kommission vom 2. Februar 1993 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und die Beurkundung 
für die Wiedereinfuhr von registrierten Renn-, Turnier- und für kulturelle Veranstaltungen bestimmten Pferden nach vorübergehender 
Ausfuhr (ABl. L 86 vom 6.4.1993, S. 1). 

(2) Durchführungsbeschluss (EU) 2015/557 der Kommission vom 31. März 2015 zur Änderung des Anhangs I der Entscheidung 
2004/211/EG hinsichtlich des Eintrags für China in der Liste von Drittländern und Teilen von Drittländern, aus denen Einfuhren von 
lebenden Equiden sowie von Equidensperma, -eizellen und -embryonen in die Europäische Union zugelassen sind (ABl. L 92 vom 
8.4.2015, S. 107). 



DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/362 DER KOMMISSION 

vom 11. März 2016 

über die Genehmigung des Enthalpiespeichers der MAHLE Behr GmbH & Co. KG als innovative 
Technologie zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur 
Festsetzung von Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzepts der Gemeinschaft zur 
Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Zulieferer MAHLE Behr GmbH & Co. KG (nachstehend „der Antragsteller“) hat am 29. April 2015 die 
Genehmigung eines Enthalpiespeichers als innovative Technologie beantragt. Die Vollständigkeit dieses Antrags 
wurde gemäß Artikel 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission (2) geprüft. Die 
Kommission hat festgestellt, dass im ursprünglichen Antrag bestimmte einschlägige Angaben fehlten, und den 
Antragsteller um Ergänzung ersucht. Der Antragsteller lieferte die verlangten Angaben am 27. Mai 2015. Der 
Antrag wurde für vollständig befunden, und der Zeitraum für die Bewertung des Antrags durch die Kommission 
begann am Tag nach dem Tag des offiziellen Eingangs der vollständigen Angaben, also am 28. Mai 2015. 

(2)  Der Antrag wurde gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009, der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 und dem technischen Leitfaden für die Vorbereitung von Anträgen auf Genehmigung innovativer 
Technologien gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Fassung vom Februar 2013 (Technical Guidelines) (im 
Folgenden „technischer Leitfaden“) (3) geprüft. 

(3)  Der Antrag betrifft einen Enthalpiespeicher, der nach dem Kaltstart eines Verbrennungsmotors durch die raschere 
Motorerwärmung die CO2-Emissionen und den Kraftstoffverbrauch reduziert. 

(4)  Nach Auffassung der Kommission geht aus dem Antrag hervor, dass die in Artikel 12 der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 und in den Artikeln 2 und 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 genannten 
Bedingungen und Kriterien erfüllt wurden. 

(5) Der Antragsteller hat nachgewiesen, dass im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 725/2011 weniger als 3 % aller neuen, im Jahr 2009 registrierten Personenkraftwagen mit 
einem Enthalpiespeicher ausgestattet waren. 

(6)  Der Antragsteller hat im Einklang mit dem technischen Leitfaden ein umfassendes Prüfverfahren angewandt und 
als Vergleichsfahrzeug das mit einem deaktivierten Enthalpiespeicher ausgestattete Fahrzeug bestimmt. 

(7)  Der Antragsteller hat eine Prüfmethode zur Ermittlung der CO2-Emissionsminderung vorgelegt. Nach Auffassung 
der Kommission wird die Prüfmethode im Einklang mit Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 nachprüfbare, wiederholbare und vergleichbare Ergebnisse erbringen und in realistischer Weise und 
mit hoher statistischer Signifikanz die Vorteile der innovativen Technologie für die CO2-Emissionen nachweisen. 

(8)  Der Antragsteller hat somit in zufriedenstellender Weise belegt, dass die durch den Enthalpiespeicher erzielte 
Emissionsminderung mindestens 1 g CO2/km beträgt. 

12.3.2016 L 67/59 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission vom 25. Juli 2011 zur Einführung eines Verfahrens zur Genehmigung 

und Zertifizierung innovativer Technologien zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 194 vom 26.7.2011, S. 19). 

(3) https://circabc.europa.eu/w/browse/42c4a33e-6fd7-44aa-adac-f28620bd436f 

https://circabc.europa.eu/w/browse/42c4a33e-6fd7-44aa-adac-f28620bd436f


(9)  Da der Enthalpiespeicher bei dem Typgenehmigungs-Testverfahren für CO2-Emissionen gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) und der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der 
Kommission (2) nicht aktiviert ist, erkennt die Kommission an, dass die betreffende Technologie nicht unter den 
Standard-Prüfzyklus fällt. 

(10)  Da der Fahrer keinen Einfluss auf die Aktivierung des Enthalpiespeichers hat, ist die Kommission der Auffassung, 
dass die Verringerung der CO2-Emissionen durch den Einsatz der innovativen Technologie dem Hersteller 
angerechnet werden sollte. 

(11)  Die Kommission stellt fest, dass der Prüfbericht von TÜV SÜD Auto Service GmbH, einer unabhängigen und 
zertifizierten Stelle, erstellt wurde und die im Antrag aufgeführten Ergebnisse bestätigt. 

(12)  Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass gegen die Genehmigung der betreffenden 
innovativen Technologie keine Einwände erhoben werden sollten. 

(13)  Für die Bestimmung des allgemeinen Ökoinnovationscodes, der in den betreffenden Typgenehmigungsunterlagen 
gemäß den Anhängen I, VIII und IX der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (3) zu 
verwenden ist, sollte der individuelle Code für die mit dem vorliegenden Beschluss genehmigte innovative 
Technologie festgelegt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der im Antrag der MAHLE Behr GmbH & Co. KG beschriebene Enthalpiespeicher wird als innovative Technologie 
im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 genehmigt. 

(2) Die Verringerung der CO2-Emissionen durch den Einsatz des Enthalpiespeichers wird nach der im Anhang 
beschriebenen Methode bestimmt. 

(3) Der in die Typgenehmigungsunterlagen einzutragende individuelle Ökoinnovationscode für die mit diesem 
Durchführungsbeschluss genehmigte innovative Technologie ist „18“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 11. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den 
Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge (ABl. L 171 vom 29.6.2007, S. 1). 

(2) Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen 
von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinfor­
mationen für Fahrzeuge (ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1). 

(3) Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1). 



ANHANG 

METHODE ZUR ERMITTLUNG DER CO2-EINSPARUNGEN DURCH DIE ENTHALPIESPEICHER- 
TECHNOLOGIE  

1. EINLEITUNG 

Um die auf den Einsatz der Enthalpiespeicher-Technologie (EST-System) zurückzuführende Verringerung der CO2- 
Emissionen ermitteln zu können, ist Folgendes zu bestimmen: 

a)  das Prüfverfahren für die Ermittlung der Abkühlungskurven des (mit einem deaktivierten Enthalpiespeicher 
ausgestatteten) Vergleichsfahrzeugs und des Ökoinnovationsfahrzeugs; 

b)  das Prüfverfahren für die Ermittlung der CO2-Emissionen bei verschiedenen Starttemperaturen des 
Motorkühlmittels; 

c)  das Prüfverfahren für die Ermittlung der theoretischen Motortemperatur nach Entladen des EST-Systems; 

d)  das Prüfverfahren zur Ermittlung des HSB-Werts (Hot Start Benefit — Warmstartvorteil); 

e)  die Formeln zur Berechnung der CO2-Einsparungen; 

f)  die Formeln zur Berechnung des statistischen Fehlers und der Signifikanz der Ergebnisse.  

2. SYMBOLE UND ABKÜRZUNGEN 

Lateinische Symbole 

BTA  — CO2-Emissionen des Fahrzeuges unter Typgenehmigungsbedingungen [g CO2/km) 

CCO2  — CO2-Einsparungen [g CO2/km] 

CO2  — Kohlendioxid 

CO2(Tk)  — Arithmetisches Mittel der unter NEFZ-Bedingungen gemessenen CO2-Emissionen des Fahrzeugs bei 
einer Umgebungstemperatur von 14 °C und den Starttemperaturen des Motorkühlmittels Tk 
(g CO2/km) 

deng  — Abklingfaktor der Abkühlungskurve des Motorkühlmittels [1/h] 

dEST  — Abklingfaktor der Abkühlungskurve des Enthalpiespeichers [1/h] 

EST  — Enthalpiespeicher 

K  — Effektives Verhältnis von Wärmeträgheiten [-] 

m  — Anzahl der Messungen der Stichprobe 

NEFZ  — Neuer Europäischer Fahrzyklus 

NPðTeng
ti Þ — Potenzial für normierten Kraftstoffverbrauch bei der Starttemperatur des Motorkühlmittels für die 

gewählten Standzeiten ti [-] 

pt  — Standzeit [in Stunden] 

Teng  — Temperatur des Motorkühlmittels während der Standzeit [in °C] 

Tengmod  — Theoretische Temperatur des Motorkühlmittels nach Entladen des EST-Systems [in °C] 

TEST  — Temperatur des EST-Kühlmittels während der Standzeit [in °C] 
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Tcold  — Kaltstarttemperatur [in °C] (d. h. 14 °C) 

Thot  — Warmstarttemperatur [in °C] (d. h. Kühlmitteltemperatur am Endes des NEFZ) 

SOC  — Ladezustand 

SVSpt  — Anteil der Standzeitverteilung [in %] gemäß Tabelle 6 

WFti  — Gewichtungsfaktor für die Standzeit ti [in %] gemäß Tabelle 3 

Tiefgestellte Indizes 

Index ti bezieht sich auf die gewählten Standzeiten gemäß Tabelle 1 

Index j bezieht sich auf die Messungen der Stichprobe 

Index k bezieht sich auf die Starttemperaturen des Motorkühlmittels  

3. ERMITTLUNG DER ABKÜHLUNGSKURVEN UND -TEMPERATUREN 

Die Abkühlungskurven für das Motorkühlmittel des Vergleichs- und des Ökoinnovationsfahrzeugs werden durch 
Messreihen ermittelt. Dieselben Kurven gelten für Fahrzeugvarianten mit denselben Wärmekapazitäten, demselben 
Motorraum-Packaging, derselben thermischen Isolierung des Motors und demselben EST-System. Die Tests umfassen 
kontinuierliche Messungen der repräsentativen Temperaturen des Motorkühlmittels und des im EST-System 
enthaltenen Kühlmittels mithilfe von Thermoelementen über 24 Stunden bei einer konstanten Umgebungs­
temperatur von mindestens 14 °C. Der Motor wird vor dem Abstellen durch eine hinreichende Anzahl aufeinander­
folgender NEFZ bis zur maximalen Kühlmitteltemperatur erwärmt. Nach der Vorkonditionierung wird die Zündung 
abgestellt und der Zündschlüssel abgezogen. Die Motorhaube ist vollständig geschlossen. Alle Lüftungsanlagen 
innerhalb des Prüfraums werden abgeschaltet. 

Die so gemessenen Abkühlungskurven werden mit dem durch Formel 1 (Motor) und Formel 2 (EST-System) 
ausgedrückten mathematischen Ansatz konvergiert. 

Formel 1 

Teng
pt ¼ Tcold þ ðThot − TcoldÞe − deng�pt  

Formel 2 

TEST
pt ¼ Tcold þ ðThot − TcoldÞe − dEST�pt  

Die Kurven werden anhand der Methode der kleinsten Quadrate dargestellt. Deshalb werden die Temperatur­
messdaten der ersten 30 Minuten nach Abstellen des Motors wegen des untypischen Verhaltens der Kühlmittel­
temperatur nach dem Abschalten des Kühlmittelsystems in jedem Fall nicht berücksichtigt. 

Die Motortemperatur unter bestimmten Standzeitbedingungen ( Teng
ti ) wird nach Formel 1 berechnet und in Tabelle 1 

eingetragen. 

Tabelle 1 

Motortemperatur und gewählte Standzeitbedingungen 

Gewählte Standzeit (ti) t1 t2 t3 

pt [in Stunden] 2,5 4,5 16,5 

Teng
ti [°C]     
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4. ERMITTLUNG DER CO2-EMISSIONEN BEI UNTERSCHIEDLICHEN STARTTEMPERATUREN DES KÜHLMITTELS 

Die CO2-Emissionen und der Kraftstoffverbrauch des Fahrzeugs müssen im Einklang mit Anhang 6 der UN/ECE- 
Regelung Nr. 101 (Verfahren zur Messung der Kohlendioxidemissionen und des Kraftstoffverbrauchs von 
Fahrzeugen, die nur mit einem Verbrennungsmotor betrieben werden) gemessen werden. Das Verfahren sollte wie 
folgt geändert werden:  

1. Die Umgebungstemperatur des Tests beträgt weniger als 14 °C.  

2. Die fünf Starttemperaturen des Motorkühlmittels sind: Tcold, Thot, T
eng
t1 , Teng

t2 und Teng
t3 . 

Die Tests können in beliebiger Reihenfolge durchgeführt werden. Zwischen den Tests können ein oder zwei NEFZ 
zur Vorkonditionierung durchgeführt werden. Es wird (beispielsweise mithilfe des Signals des Steuergerätenetzes) 
sichergestellt und dokumentiert, dass der Ladezustand (SOC) der Starterbatterie nach jedem Test innerhalb eines 
5 %-Bereichs liegt. 

Das vollständige Testverfahren wird mindestens drei Mal (d. h. m ≥ 3) wiederholt. Das arithmetische Mittel der 
Ergebnisse für die CO2-Emissionen bei jeder Starttemperatur des Motorkühlmittels (Tk) wird nach Formel 3 
berechnet und in Tabelle 2 dargestellt. 

Formel 3 

CO2ðTkÞ ¼

Pm

j¼1
CO2ðTkÞj

m  

Dabei ist: k = 1, 2 …, 5 

T1=Tcold T2=Thot T3 ¼ Teng
t1 T4 ¼ Teng

t2 T5 ¼ Teng
t3  

Tabelle 2 

CO2-Emissionen bei unterschiedlichen Starttemperaturen des Motorkühlmittels 

Starttemperatur des Motorkühlmittels Tk Tcold Thot Teng
t1 Teng

t2 Teng
t3 

CO2 (Tk) [g CO2/km]        

5. ERMITTLUNG DER THEORETISCHEN MOTORTEMPERATUR NACH ENTLADEN DES EST-SYSTEMS 

Anhand der in Tabelle 2 eingetragenen Testergebnisse gemäß Absatz 4 wird das Potenzial für normierten Kraftstoff­
verbrauch NP( Teng

ti ) unter den in Tabelle 1 eingetragenen gewählten Standzeitbedingungen nach Formel 4 berechnet. 

Formel 4 

NPðTeng
ti Þ ¼

CO2ðTcoldÞ − CO2ðTeng
ti Þ

CO2ðTcoldÞ − CO2ðThotÞ

Dann wird nach Formel 5 die theoretische Temperatur des Motorkühlmittels nach Entladen des EST-Systems für die 
gewählten Standzeitbedingungen Tengmod

ti berechnet. 

Formel 5 

Tengmod
ti ¼ ð2NPðTeng

ti Þ − 1Þ � ðThot − TcoldÞ þ Tcold  

Das relative Verhältnis der Wärmeträgheiten Kti unter den gewählten Standzeitbedingungen wird nach Formel 6 
ermittelt. 
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Formel 6 

Kti ¼
Tengmod

ti  − Teng
ti

TEST
ti  − Teng

ti  

Das so ermittelte effektive Verhältnis der Wärmeträgheiten K wird nach Formel 7 durch Gewichtung der drei 
Ergebnisse Kti nach dem Anteil der Fahrzeugstopps berechnet. 

Formel 7 

K ¼
X3

i¼1

Kti � WFti  

Dabei ist: 

WFti  — Gewichtungsfaktor für die Standzeit ti [-] gemäß Tabelle 3 

Tabelle 3 

Gewichtungsparameter für die Berechnung des Faktors K 

WFt1 [in %] 63,4 

WFt2 [in %] 14,0 

WFt3 [in %] 22,6  

Die theoretische Motortemperatur nach Entladen des EST-Systems für die gewählten Standzeitbedingungen Tengmod
pt 

wird nach Formel 8 berechnet. 

Formel 8 

Tengmod
pt ¼ Teng

pt þ K � ðTEST
pt  − Teng

pt Þ

Die Ergebnisse der Berechnung sind in nachstehender Tabelle 4 enthalten: 

Tabelle 4 

Theoretische Motortemperatur nach Entladen des EST-Systems bei verschiedenen Standzeiten 

pt [h] 0,5 1,5 2,5 3,5 4,5 5,5 6,5 7,5 8,5 9,5 10,5 11,5 

Tengmod
pt [°C]             

pt [h] 12,5 13,5 14,5 15,5 16,5 17,5 18,5 19,5 20,5 21,5 22,5 23,5 

Tengmod
pt [°C]              
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6. BESTIMMUNG DES HSB-WERTS 

Der HSB-Wert des mit der Technologie ausgestatteten Fahrzeugs wird durch Messreihen nach Formel 9 bestimmt. 
Dieser Wert entspricht der Differenz zwischen den CO2-Emissionen unter NEFZ-Bedingungen bei Kaltstart bzw. bei 
Warmstart bezogen auf das Kaltstartergebnis: 

Formel 9 

HSB ¼ 1 − 
CO2ðThotÞ

CO2ðTcoldÞ

7. BERECHNUNG DER CO2-EINSPARUNGEN 

Vor Einleitung der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 durchzuführenden amtlichen Prüfung Typ 1 überprüft 
die Typgenehmigungsbehörde, dass die Kühlmitteltemperatur, auch im Enthalpiespeicher, nicht mehr als ± 2 K von 
der Raumtemperatur abweicht. Wird diese Temperatur nicht erreicht, darf die Methode für die Berechnung der CO2- 
Einsparungen durch den Enthalpiespeicher nicht angewandt werden. 

Die Überprüfung kann durch eine Messung im Inneren des Enthalpiespeichers (EST) (z. B. mithilfe eines 
Thermoelements) erfolgen oder durch Abschalten des EST-Systems vor dem Konditionierungsverfahren, damit kein 
erwärmtes Kühlungsmittel im EST gespeichert wird. Die Temperatur im Enthalpiespeicher wird im Prüfbericht 
verzeichnet. 

Das relative CO2-Reduktionspotenzial ΔCO2pt bei unterschiedlichen Standzeiten wird nach Formel 10 berechnet. 

Formel 10 

ΔCO2pt ¼ 1,443 � ln 
Tengmod

pt þ Thot − 2 � Tcold

Teng
pt þ Thot − 2 � Tcold

 !

� HSB  

Die Ergebnisse der Berechnung sind in nachstehender Tabelle 5 enthalten: 

Tabelle 5 

Relatives CO2-Einsparpotenzial  ΔCO2pt bei unterschiedlichen Standzeiten 

pt [h] 0,5 1,5 2,5 3,5 4,5 5,5 6,5 7,5 8,5 9,5 10,5 11,5 

ΔCO2(pt) [%]             

pt [h] 12,5 13,5 14,5 15,5 16,5 17,5 18,5 19,5 20,5 21,5 22,5 23,5 

ΔCO2(pt) [%]              

Die CO2-Einsparungen, gewichtet nach Standzeiten (pt), werden nach Formel 11 berechnet: 

Formel 11 

CCO2 ¼ BTA �
X24

pt¼1

ΔCO2pt � SVSpt  

Dabei ist: 

SVSpt  — Anteil der Standzeitverteilung [in %] gemäß Tabelle 6 
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Tabelle 6 

Verteilung der Standzeiten (Anteil der Fahrzeugstopps) 

pt [in Stunden] 0,5 1,5 2,5 3,5 4,5 5,5 6,5 7,5 8,5 9,5 10,5 11,5 

SVSpt [in %] 36 13 6 4 2 2 1 1 3 4 3 1 

pt [in Stunden] 12,5 13,5 14,5 15,5 16,5 17,5 18,5 19,5 20,5 21,5 22,5 23,5 

SVSpt [in %] 1 3 3 2 1 1 1 1 1 1 1 1   

8. BERECHNUNG DES STATISTISCHEN FEHLERS 

Den Messungen zuzuschreibende statistische Fehler bei den Ergebnissen der Prüfmethode sind zu quantifizieren. Für 
jede Prüfung, die bei den unterschiedlichen Starttemperaturen des Motorkühlungsmittels durchgeführt wird, wird die 
Standardabweichung des arithmetischen Mittels nach Formel 12 berechnet. 

Formel 12 

SCO2ðTkÞ ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼1
ðCO2ðTkÞj  − CO2ðTkÞÞ

2

mðm − 1Þ

v
u
u
t

Dabei gilt: k = 1, 2, …, 5 

T1=Tcold T2=Thot T3 ¼ Teng
t1 T4 ¼ Teng

t2 T5 ¼ Teng
t3  

Die Standardabweichung der CO2-Einsparungen SCCO2 
ist nach Formel 13 zu berechnen. 

Formel 13 

Dabei ist 
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9. STATISTISCHE SIGNIFIKANZ 

Für jeden Typ, jede Variante und jede Version eines Fahrzeugs, das mit dem EST-System ausgestattet ist, ist 
nachzuweisen, dass der nach Formel 13 berechnete Fehler bei den CO2-Einsparungen nicht größer ist als die 
Differenz zwischen den CO2-Gesamteinsparungen und dem Schwellenwert für die Mindesteinsparungen gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 (vgl. Formel 14). 

Formel 14 

MT � CCO2  − SCCO2
 − ΔCO2m  

Dabei ist: 

MT:  Schwellenwert für die Mindesteinsparungen [g CO2/km], d. h. 1 g CO2/km 

ΔCO2m :  CO2-Korrekturkoeffizient infolge der zusätzlichen Masse durch Einbau des EST-Systems. Für ΔCO2m sind 
die in der Tabelle 7 aufgeführten Daten zu verwenden. 

Tabelle 7 

CO2-Korrekturkoeffizient infolge der Extramasse 

Art des Kraftstoffs CO2-Korrekturkoeffizient infolge der Extramasse ( ΔCO2m ) 
[g CO2/km] 

Benzin 0,0277 · Δm 

Dieselkraftstoff 0,0383 · Δm  

In Tabelle 7 ist Δm die Extramasse infolge des Einbaus des EST-Systems. Dabei handelt es sich um die Masse des 
vollständig mit dem Kühlungsmittel gefüllten EST-Systems. 
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10. IN FAHRZEUGE EINZUBAUENDES EST-SYSTEM 

Die Typgenehmigungsbehörde zertifiziert die CO2-Einsparungen anhand von Messungen am EST-System nach der in 
diesem Anhang festgelegten Prüfmethode. Liegen die Einsparungen bei den CO2-Emissionen unterhalb des in 
Artikel 9 Absatz 1 angegebenen Schwellenwerts, so gilt Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 725/2011.  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/2362 der Kommission vom 15. Dezember 
2015 über Befreiungen vom ausgeweiteten Antidumpingzoll auf bestimmte Fahrradteile mit 

Ursprung in der Volksrepublik China kraft der Verordnung (EG) Nr. 88/97 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 331 vom 17. Dezember 2015) 

Seite 36, Artikel 5, Tabelle 4 „Untersuchte Parteien“, Spalte „Mit Wirkung vom“, Eintrag für das Unternehmen „CICLI 
EUROPA s.r.l“: 

Anstatt:  „10.9.2014“ 

muss es heißen:  „10.11.2014“.   

Berichtigung des endgültigen Erlasses (EU, Euratom) 2016/70 des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 8 der 
Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2015 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 18 vom 26. Januar 2016) 

Auf Seite 3 erhält die Tabelle folgende Fassung: 

„Bezeichnung Haushalt 2015 (1) Haushalt 2014 (2) Differenz 
(in %) 

1.  Intelligentes und integratives Wachstum 66 853 308 910 65 300 076 773 + 2,38 

2.  Nachhaltiges Wachstum: natürliche Ressourcen 55 978 784 039 56 443 752 595 – 0,82 

3.  Sicherheit und Unionsbürgerschaft 1 926 965 795 1 665 510 850 + 15,70 

4.  Europa in der Welt 7 478 225 907 6 840 903 616 + 9,32 

5.  Verwaltung 8 658 632 705 8 405 389 881 + 3,01 

6.  Ausgleichszahlungen p.m. 28 600 000 — 

Besondere Instrumente 384 505 583 350 000 000 + 9,86 

Gesamtbetrag der Ausgaben (3) 141 280 422 939 139 034 233 715 + 1,62 

(1)  Die Zahlen in dieser Spalte entsprechen denen des Haushaltsplans 2015 (ABl. L 69 vom 13.3.2015) zuzüglich der Berichtigungshaushaltspläne 
Nr. 1/2015 bis Nr. 8/2015. 

(2)  Die Zahlen in dieser Spalte entsprechen denen des Haushaltsplans 2014 (ABl. L 51 vom 20.2.2014) zuzüglich der Berichtigungshaushaltspläne 
Nr. 1/2014 bis Nr. 7/2014. 

(3)  Artikel 310 Absatz 1 Unterabsatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union lautet: „Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und 
Ausgaben auszugleichen“.“    

Berichtigung der Verordnung (EU) 2015/2265 des Rates vom 7. Dezember 2015 zur Eröffnung und 
Verwaltung autonomer Zollkontingente der Union für bestimmte Fischereierzeugnisse im 

Zeitraum von 2016-2018 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 52 vom 27. Februar 2016) 

Diese Berichtigung ist als null und nichtig anzusehen.  
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Berichtigung der Verordnung (EU) 2015/2265 des Rates vom 7. Dezember 2015 zur Eröffnung und 
Verwaltung autonomer Zollkontingente der Union für bestimmte Fischereierzeugnisse im 

Zeitraum von 2016-2018 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 322 vom 8. Dezember 2015) 

Seite 8, Anhang, Eintrag betreffend Laufende Nummer 09.2760: 

anstatt: 

„09.2760 ex 0303 66 11 10 Seehecht (Merluccius spp., aus­
genommen Merluccius merluc­
cius, Urophycis spp.) und Rosa 
Kingklip (Genypterus blacodes 
und Genypterus capensis), ge­
froren, zur Verarbeitung be­
stimmt (1) (2) 

15 000 0 % 1.1.2016-31.12.2018“ 

ex 0303 66 12 10 

ex 0303 66 13 10 

ex 0303 66 19 11 

ex 0303 89 70 91 

10 

ex 0303 89 90 30  

muss es heißen: 

„09.2760 ex 0303 66 11 10 Seehecht (Merluccius spp., aus­
genommen Merluccius merluc­
cius, Urophycis spp.) und Rosa 
Kingklip (Genypterus blacodes 
und Genypterus capensis), ge­
froren, zur Verarbeitung be­
stimmt (1) (2) 

15 000 0 % 1.1.2016-31.12.2018“ 

ex 0303 66 12 10 

ex 0303 66 13 10 

ex 0303 66 19 11 

91 

ex 0303 89 70 10 

ex 0303 89 90 30  

Seite 9, Anhang, Eintrag betreffend Laufende Nummer 09.2786, zweite Spalte („KN Code“): 

anstatt:  „ex 0307 49 59 

ex 0307 99 11“ 

muss es heißen:  „ex 0307 49 59 

ex 0307 99 11 

ex 0307 99 17“. 

Seite 11, Anhang, Fußnote 3: 

anstatt:  „(3)  Erzeugnisse der KN-Codes 0306 16 99 (TARIC-Code Unterpositionen 20 und 30), 0306 26 90 
(TARIC-Codes Unterpositionen 12, 14, 92 und 93), 1605 21 90 (TARIC-Codes 
Unterpositionen 45 und 62), 1605 29 00 (TARIC-Codes Unterpositionen 50 und 55), 
0306 17 92 (TARIC-Code Unterposition 20), ) 0306 27 99 (TARIC-Code Unterposition 30), 
0306 17 99 (TARIC-Code Unterposition 10) und 0306 27 99 (TARIC-Code Unterposition 20) 
fallen jedoch unbeschadet der Fußnote 2 unter dieses Kontingent, …“ 

muss es heißen:  „(3)  Erzeugnisse der KN-Codes 0306 16 99 (TARIC-Code Unterpositionen 20 und 30), 0306 26 90 
(TARIC-Codes Unterpositionen 12, 14, 92 und 93), 1605 21 90 (TARIC-Codes 
Unterpositionen 45, 55 und 62), 1605 29 00 (TARIC-Codes Unterpositionen 50, 55 und 60), 
0306 17 92 (TARIC-Code Unterposition 20), ) 0306 27 99 (TARIC-Code Unterposition 30), 
0306 17 99 (TARIC-Code Unterposition 10) und 0306 27 99 (TARIC-Code Unterposition 20) 
fallen jedoch unbeschadet der Fußnote 2 unter dieses Kontingent, …“.  
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